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Donnerstag, den 15. Oktober 2009 
Beginn 09:03 Uhr 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich begrüße euch wieder recht herzlich und wünsche 
einen Guten Morgen. 

Wir haben heute wieder zwei Geburtstagskinder: Wir gratulieren ganz herzlich Heike 
Schwacke aus dem Helferteam und Kristin Nürnberger als Gast. (Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir mit unserer Tagesordnung fortfahren und 
mit dem Antragsblock C beginnen, begrüßen wir herzlich den Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, Olaf Scholz. (Bundesminister Scholz betritt den Saal - lebhafter 
Beifall - die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen) 

Ich übergebe das Wort zunächst an unseren Vorsitzenden Michael Vassiliadis. Bitte, 
Michael. 

MICHAEL VASSILIADIS (Vorsitzender der IG BCE)  

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Sehr geehrter Herr Bundesminister, 
lieber Olaf, wir freuen uns sehr, dass du unserer Einladung zu unserem Kongress 
gefolgt bist. Herzlich willkommen bei der IG BCE! (starker Beifall) 

Du bist ein Arbeitsminister, wie man ihn sich nur wünschen kann. Du hättest es nach 
unserer Auffassung auch gerne weiter bleiben können. (starker Beifall) 

Wir haben gut zusammen gearbeitet und dich als einen Arbeitsminister kennen gelernt, 
der sich in der Arbeitswelt tatsächlich auskennt. Du hast die Sorgen der Beschäftigten 
gesehen und ernst genommen.  

In den letzten Jahren hast du Vieles angestoßen, auf den Weg gebracht und realisiert, 
das den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zugute gekommen ist. Du hast zum 
Beispiel die Ausweitung des Arbeitnehmerentsendegesetzes voran getrieben, das 
inzwischen circa drei Millionen Arbeitnehmern durch Mindestlöhne einen Schutz vor 
Lohndumping bietet. Du hast dich für gute Arbeit in vielen einzelnen Themen enga-
giert, auf nationaler, aber auch auf europäischer Ebene, wie zum Beispiel mit der 
europäischen Richtlinie zur Leiharbeit. 

Ab Herbst letzten Jahres hat uns dann die Krise vor völlig neue Anforderungen gestellt. 
Unser gemeinsames Ziel war es von Beginn an, Arbeitslosigkeit zu vermeiden und 
Beschäftigung zu sichern. Dazu hast du die Initiative übernommen und in intensiven 
Kontakten mit den Unternehmen, den Betriebsräten und Gewerkschaften Lösungen 
entwickelt. Hervorheben möchte ich, dass du es erreicht hast, das Kurzarbeitergeld 
auf 24 Monate zu verlängern und die Regelungen so zu gestalten, dass die Unter-
nehmen davon auch Gebrauch machen konnten. (Beifall) 

Damit hast du vielen Kolleginnen und Kollegen geholfen. Sie wurden nämlich nicht auf 
die Straße gesetzt oder in Beschäftigungsgesellschaften geparkt, sondern konnten in 
den Unternehmen auf ihren Arbeitsplätzen bleiben. Dafür möchten wir uns sehr 
herzlich bedanken. (Beifall) 

Lieber Olaf, der SPD ist durch die Bundestagswahl die Oppositionsrolle zugewiesen 
worden. Die Partei muss sich strategisch neu aufstellen. Diese Phase kann auch eine 
Chance sein. Die SPD kann die Zeit nutzen, um zu zeigen, dass sie die Partei ist, die 
die soziale Balance in Deutschland am besten bewahrt. 
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Wir begrüßen es, dass du eine wichtige Rolle in diesem Prozess spielen wirst. Die 
Delegierten wünschen dir für den anstehenden Parteitag und deine Arbeit in der SPD 
alles Gute. Wir setzen auf weitere gute Zusammenarbeit.  

Olaf, du hast das Wort. (Beifall) 

OLAF SCHOLZ (Bundesminister für Arbeit und Soziales)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lieber Michael, lieber Hubertus, ich möchte euch 
zunächst einmal alles Gute für euren Kongress wünschen, aber vor allem dir, Michael, 
auch alles Gute sagen zu dem neuen Amt, das du hier mit einem eindrucksvollen 
Ergebnis übernommen hast. Ich sehe ein Steuerrad. Als Hamburger weiß ich, wozu 
man das benutzt. Ich bin sicher, du wirst es für diese Gewerkschaft richtig einsetzen. 
(Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben eine schwere Wirtschaftskrise, eine 
Wirtschaftskrise, die überall in der Welt dazu geführt hat, dass die Zahl der 
Arbeitsplätze sich reduziert hat, dass viele, viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ihren Arbeitsplatz verloren haben. 

In Deutschland ist das natürlich auch so. Aber mit der Kurzarbeit haben wir es 
geschafft, dass die Arbeitslosigkeit hier viel weniger gestiegen ist als in vielen, vielen 
anderen Ländern. Für mich ist das ein Beweis dafür, dass die Antwort auf eine so 
große Wirtschaftskrise, wie die Welt sie gegenwärtig zu erleiden hat, nicht der Abbau 
von Arbeitnehmerrechten, sondern der Ausbau von Arbeitnehmerrechten und mehr 
Sozialstaatlichkeit und nicht weniger Sozialstaatlichkeit ist. (starker Beifall) 

Wenn es noch eines Beweises für diese These - die hier natürlich jedem gefällt - 
bedurft hätte, dann ist es eben die Entwicklung der letzten Monate und des letzten 
Jahres, die zeigt, dass genau in den Ländern, in denen das alles nicht gilt, die 
Arbeitslosigkeit am allermeisten gestiegen ist. 

Mancher, der in einem großen oder auch mittelständischen, aber international tätigen 
Unternehmen tätig ist, weiß das aus eigener Erfahrung. Bei den Kollegen in den 
Tochtergesellschaften oder Muttergesellschaften in anderen Ländern wird gegenwärtig 
entlassen, während das in Deutschland in vielen Fällen bisher vermieden werden 
konnte. Das hat etwas zu tun mit der Kurzarbeit, natürlich, aber es hat eben auch 
etwas damit zu tun, dass es nicht so leicht ist, sich von den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zu trennen. Deshalb bin ich fest davon überzeugt, dass erst im 
„Doppelpack“ von Betriebsverfassungsgesetz, Unternehmensmitbestimmung und 
Kündigungsschutz und der finanziellen Förderung der Kurzarbeit dieser Erfolg auf dem 
Arbeitsmarkt möglich geworden ist. Wir müssen ihn sichern, auch für die Zukunft. 
(Beifall) 

Das heißt jetzt ganz konkret, dass in den nächsten Wochen die nächste Verordnung 
gemacht werden muss, eine Verordnung, die der Arbeitsminister zu erlassen hat. Das 
wird ein anderer sein. Aber die Verlängerung für 24 Monate soll ja auch im nächsten 
Jahr noch gelten, und das muss jetzt entschieden und auf den Weg gebracht werden. 

Ich finde auch, dass es Sinn macht, darüber zu diskutieren, ob wir diese Förderung 
noch einmal verlängern, bis in das Jahr 2011 hinein. Denn es gibt Unternehmen, die 
vielleicht die drei, vier Monate über die Jahresgrenze hinweg auch noch benötigen, 
und dann sollten wir uns nicht weigern, sondern immer ganz genau im Gespräch 
bleiben, mit Betriebsräten, mit den Unternehmensvorständen, und herausfinden, 
braucht es das jetzt auch noch, damit wir tatsächlich bis zum Ende durchkommen 
können, wenn es darum geht, die Krise nicht auf dem Rücken der Arbeitnehmer sich 
auswirken zu lassen. (Beifall) 

Nun werde ich ja nicht in der Funktion des Arbeitsministers die Politik der nächsten 
Monate begleiten. Aber trotzdem liegt mir natürlich manches am Herzen, was gegen-
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wärtig diskutiert wird, und weil ich schon darüber gesprochen habe, will ich etwas zum 
Kündigungsschutz, auch zu den Betriebsräten und der Unternehmensmitbestimmung 
sagen. Man mag vieles kritisch und sehr kritisch diskutieren, aber zu den Erfolgen der 
letzten Jahre gehört auch ein politischer Trendwechsel. Denn das Wahlergebnis 
unseres wichtigsten politischen Wettbewerbers, der Union, war nur möglich, weil die 
am Ende für ihre 33 Prozent – das war zwar besser als das Ergebnis der SPD, aber 
auch nicht so toll, wie man es sich aus deren Sicht hätte wünschen können – 
behaupten mussten, sie seien für alles das, was man ihnen mühevoll aus der Nase 
gerungen hat, schon immer gewesen. 

Ich erinnere an das Thema Mindestlöhne. Ich habe nicht in Erinnerung, dass das bei 
der Union vor vier Jahren im Wahlprogramm stand. Ich habe sogar sehr konkret in 
Erinnerung, dass denen beim neuen Entsendegesetz und bei den Mindestarbeitsbe-
dingungen jeder einzelne Paragraf und jedes einzelne Komma aus der Nase gezogen 
werden musste. Was für ein politischer Erfolg, wenn am Ende dieser Entwicklung 
steht, dass diejenigen, die das nur widerstrebend zugestanden haben, nun sagen, 
dass es das ist, was sie schon immer richtig gefunden haben! So sehen politische 
Erfolge aus, aber über einen solchen darf man sich in der Lage auch freuen. (Beifall) 

Für den Kündigungsschutz gilt es übrigens auch, wobei die Begründungen dann auch 
egal sind. Ich habe gehört, man könne den Kündigungsschutz jetzt so lassen, wie er 
ist, weil die Unternehmen nicht mehr auf eine Änderung bestehen. Ich meine, jeder, 
der einmal Gelegenheit hatte, auf einer Unternehmertagung anwesend zu sein, weiß, 
dass das da nicht gesagt wird. Aber wenn die Begründung jetzt über die Brücke helfen 
soll, dann bin ich zufrieden. Denn natürlich betrachte ich die Welt und die Lage 
unseres Landes und der Arbeitnehmer nicht nur aus der Perspektive eines 
sozialdemokratischen Vorstandsmitgliedes, sondern auch als Bürger, als Arbeit-
nehmer, als Anwalt, der ich lange gewesen bin, und ich wünschte mir, dass der 
Konsens, der über viele Jahrzehnte in diesem Land gegolten hat, was Kündigungs-
schutz und Betriebsverfassung betrifft, auch in Zeiten anderer Regierungen als 
sozialdemokratischer weiter gilt. Das war doch schlecht, dass in den letzten 20 oder 
30 Jahren immer gesagt wurde, dass sich das ändern muss und dass die Wirtschaft 
nicht wachsen kann, wenn all das nicht beseitigt wird, völlig vergessend, dass der 
ganze Kündigungsschutz 1952 auf einem gemeinsamen Seminar von Arbeitgeberver-
bänden und Gewerkschaften zustande kam und dass das ganze Wirtschaftswunder 
der westdeutschen Republik nur mit Kündigungsschutz, mit Betriebsräten und mit 
Unternehmensmitbestimmung stattgefunden hat. (Beifall) Ich wünsche mir also, dass 
die Worte von vor der Wahl gelten. Ich wünsche mir dann aber auch, dass sie ganz 
gelten. 

Vielleicht darf man sich daran erinnern, dass der erste Schlag gegen den 
Kündigungsschutz in der Bundesrepublik Deutschland nach der Regierungsüber-
nahme des Kanzlers Kohl in einem Gesetz mit einem super Namen stattfand. Es hatte 
den schicken Namen „Beschäftigungsförderungsgesetz“, und in diesem Beschäfti-
gungsförderungsgesetz wurde die Ausweitung der befristeten Beschäftigung möglich 
gemacht. Und wenn jetzt gesagt: „Der Kündigungsschutz wird nicht verändert, aber 
die befristete Beschäftigung wird jetzt noch leichter gemacht, und Kettenbefristungen 
werden jetzt ohne Ende und ohne Gründe möglich gemacht, oder es können auch drei 
oder vier Jahre sein“, dann ist das nicht das Versprechen, dass man den 
Kündigungsschutz nicht antasten will. Vielmehr wird er von hinten herum durchlöchert 
und kaputt gemacht, und das muss verhindert werden. Denn wenn das Wort gilt, dann 
muss es auch für diesen Teil des ganzen Themas gelten. (Beifall) 

Und wenn wir ehrlich sind, dann gilt es auch für die Leiharbeit. Da ist was aus dem 
Ruder gelaufen. Ich finde, das muss jeder, der politische Verantwortung in diesem 
Lande hat, mit aller Selbstkritik und aller Vorsicht formulieren. Das war schon ein ganz 
schöner Kompromiss, den Gewerkschaften, Staat und Arbeitgeberverbände mit der 
Neuregelung der Leiharbeit geschlossen haben, und zwar mit einem Satz, der im 
Gesetz steht, von dem sich aber jeder Leiharbeitnehmer verhöhnt fühlt, wenn er ihn 
hört. Da steht drin: Die Leiharbeitnehmer kriegen das gleiche Gehalt wie die Leute in 
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dem Betrieb, wo sie eingesetzt werden. Das ist die Gesetzeslage. Davon hat aber 
keiner was gemerkt. Denn es steht ein zweiter Paragraf da drin, und da heißt es: Es gilt 
etwas anderes, wenn die Zeitarbeitsfirma einen Tarifvertrag hat. 

Nun haben sich damals wirklich alle gedacht: Da steigen jetzt die Löhne – vielleicht 
nicht so hoch wie bei allen anderen, aber doch nach oben. Endlich kommt es aus dem 
Schmuddelimage raus. Es kommen Tarifverträge und bessere Zeiten für viele 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer. 

Und was ist passiert? – Da ist jemand dahergegangen und hat gesagt: Ich miete mir 
ein Büro und schreibe drauf: Ich bin ein Arbeitgeberverband. – Von dem Arbeitgeber-
verband hatte man früher noch nicht gehört, aber nun ist er da. Dann hat sich ein 
anderer ein Büro gemietet und draufgeschrieben: Ich bin eine Gewerkschaft. – Von 
dieser Gewerkschaft hatte man auch noch in keinem Betrieb etwas gesehen, aber nun 
ist sie da. Dann haben die beiden miteinander einen Vertrag geschlossen und 
geschrieben: Das ist ein Flächentarifvertrag, und da schreiben wir 3,80 Euro rein. – 
Das ist ein Skandal, und der bedeutet, dass wir etwas in Ordnung bringen müssen, 
was aus dem Ruder gelaufen ist. (Beifall) 

Deshalb brauchen wir jetzt auch einen Mindestlohn bei der Zeitarbeit. Das ist das 
Allererste, was geschehen muss, damit das Lohndumping in dieser Branche endlich 
aufhört, und ich bin ehrlicherweise ziemlich vergnatzt darüber, dass es den 
Kompromiss fast schon gab, er dann aber doch nicht gelungen ist. Dann ich hatte mit 
der CDU-Vorsitzenden, die hier auch gesprochen hat, darüber verhandelt und gesagt: 
Wir brauchen so einen Mindestlohn. – Sie hat immer gesagt: Nein, das gibt’s nicht. 
Nein, das gibt’s nicht. Nein, das gibt’s nicht. – Irgendwann habe ich ihr den Vorschlag 
gemacht: Wollen wir dann eine Lohnuntergrenze einführen? – Da hat sie gesagt: Okay. 
(Heiterkeit) Ganz so einfach war es nicht, aber so soll es sein. 

Nur, dann kam am Ende der Vorschlag – da hat wohl einer kalte Füße bekommen oder 
auf einen Fuß getreten –: Herr Scholz, Sie müssen aber mit uns vereinbaren, dass der 
schlechteste Flächentarifvertrag in der ganzen Leiharbeitsbranche der Maßstab für den 
Mindestlohn in der Zeitarbeit ist. – Ich habe gesagt: Das unterschreibe ich nicht. 
Verhohnepiepeln kann ich mich ganz alleine. Dafür brauche ich keine anderen. (Beifall) 

Das ist die Basis, über die jetzt geredet werden muss. Wir brauchen eine 
Lohnuntergrenze. Ja, das Gesetz ist fertig – sogar in vielen Varianten. Dann muss es 
aber auch einen anständigen unteren Lohn geben. 

Ich will gleich noch etwas Zweites dazusagen. Wir müssen auch sicherstellen, dass 
nach einer bestimmten Zeit – drei Monate, vielleicht auch ein oder zwei mehr – immer 
gilt, was eigentlich im Gesetz steht, nämlich dass die Leiharbeitnehmer den gleichen 
Lohn kriegen wie alle, die in dem Betrieb eingesetzt werden, wo auch sie tätig sind. 
(Beifall) Leiharbeit ist dann nämlich nicht mehr ein Instrument des Lohndumpings, 
sondern es ist etwas, das zur Flexibilität beiträgt. 

Vielleicht müssen wir das jetzt auch lernen. Denn ich habe mich in der Krise schon mit 
vielen Unternehmen unterhalten und mich mit ihnen beraten, weil es notwendig war, 
um herauszufinden, was wir jetzt tun müssen, damit es mit der Beschäftigungs-
sicherung klappt. Was ich bei dem einen oder anderen gehört habe – und das haben 
mir auch viele Betriebsräte aus den Gesprächen mit ihren Unternehmen erzählt –, war: 
Wenn die Wirtschaft wieder wächst, dann wird der Anteil der Leiharbeitnehmer in den 
Unernehmen gesteigert werden, weil man damit so leicht umgehen kann. 

Und selbst dann, wenn es nicht billiger ist, ist das für den einen oder anderen doch ein 
interessanter Punkt. Ich glaube, darauf muss man reagieren. Deshalb, finde ich, 
müssen wir in es Deutschland hinkriegen, und zwar sowohl für die befristete 
Beschäftigung als auch für die Leiharbeit, dass es ein Mitbestimmungsrecht der 
Betriebsräte über Größe und Umfang von befristeter Beschäftigung und Leiharbeit in 
den Betrieben gibt. (Beifall) Das sind, glaube ich, ein paar ganz konkrete Aussichten, 
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die wir für die Zukunft der Arbeit in Deutschland benötigen, wenn wir sicherstellen 
wollen, dass wir nach wie vor, wenn wir zur Arbeit gehen, uns nicht ducken müssen.  

Ich finde, wenn über Bürgerrechte geredet wird und immer neue Dimensionen 
entdeckt werden, auch im Internet und anderswo, was alles wichtig ist, dann darf man 
nicht vergessen: Eines der wichtigsten Bürgerrechte überhaupt ist, dass sie nicht 
aufhören, wenn man durch eine Bürotor geht oder durch ein Fabriktor schreitet, 
sondern dass das auch gilt, wenn man dort tätig ist, dass das nicht nach den 40 
Stunden, den 45 Stunden, die man mit Überstunden tätig ist, aufhört und danach erst 
wieder anfängt. Deshalb ist es so wichtig, dass wir an diesen Traditionen des Landes 
festhalten, die wir in dieser Frage haben.  

Ich will ausdrücklich dazu sagen, dass das auch für die Unternehmensmitbestimmung 
gilt. Ein paar Worte dazu. Ja, wir haben das. Natürlich müsste längst die Diskussion 
darüber beginnen, ob sie nicht auch in weiteren Bereichen gelten kann: die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Führungsstrukturen der Unternehmen. Das 
Wichtigste, was uns in den letzten Jahren gelungen ist, ist die Sicherung der 
Mitbestimmung in Europa, mit der Europäischen Aktiengesellschaft, mit der Fusions-
richtlinie. In beiden Gesetzen ist möglich geworden, dass, wenn sich Betriebe und 
Unternehmen in Europa zusammenschließen, die Mitbestimmung gesichert werden 
kann. Wir stellen jetzt fest – da ist auch ein berühmter ehemaliger CDU-Politiker als 
Anwalt unterwegs; ich glaube, alle wissen, von wem hier die Rede ist -, dass manche 
bei den Europäischen Aktiengesellschaften Schlupflöcher entdeckt haben, die man 
beseitigen kann. Übrigens sind die gar nicht da. Das ist aus meiner Sicht eine 
anwaltliche Fehlberatung. Wenn sich etwas ändert in einer Unternehmensstruktur, 
dann kann man nicht sagen: Ich habe noch 50 Leute da beschäftigt, habe eine 
Europäische Aktiengesellschaft gebildet, die haben alle zugestimmt, dass die 
Arbeitnehmerrechte sehr schlecht organisiert sind. Und wenn jetzt 5.000 dazu 
kommen, gilt aber die alte Regel. Wenn man genau hinguckt: Das ist mit der heutigen 
Richtlinie nicht vereinbar, auch nicht mit dem deutschen Gesetz. Aber man kann dem 
natürlich entgegentreten. 

Vor allem – das will ich ausdrücklich dazu sagen – müssen wir in Europa noch zwei 
Baustellen bewältigen, damit wir wirklich und abschließend sagen können: Wir haben 
die Mitbestimmung europakonform gesichert. Die wird jeder hier im Saal demnächst 
sehr sorgfältig kennen, obwohl das alles so abstrakt klingt. 

Erster Punkt ist die Frage der europäischen Privatgesellschaft. Das ist die aus meiner 
Sicht ziemlich fixe Idee, dass wir nach der Europäischen Aktiengesellschaft, der 
Europäischen Genossenschaft und der Fusion von Unternehmen aller Art in Europa 
auch noch so etwas wie eine europäische GmbH benötigen. Ich weiß nicht, ob das 
wirklich notwendig ist. Aber wenn, dann müssen die gleichen Kriterien gelten wie zum 
Beispiel bei der Europäischen Aktiengesellschaft. Dann kann es nicht sein, dass da 
zum Beispiel gar nicht verhandelt werden muss, dass das Sitzstaatsrecht gilt, ganz 
anders als bei der Europäischen Aktiengesellschaft; denn dann entsteht die Mög-
lichkeit, durch die Wahl eines Unternehmenssitzes irgendwo, meinetwegen in Bozen – 
da spricht man auch öfter Deutsch –, sicherzustellen, dass es die Mitbestimmung, wie 
wir sie in Deutschland kennen, nicht gibt.  

Das darf man beim Arbeitsrecht niemals vergessen, ob es nun der Kündigungsschutz 
ist, die Betriebsverfassung oder die Unternehmensmitbestimmung: Um das kaputtzu-
kriegen, reicht ein kleines Loch im Eimer. Da geht dann das ganze Wasser durch. 
Wenn wir zulassen, dass da ein kleines Loch in dem Konzert der Mitbestimmung bei 
Unternehmensstrukturen in Europa existiert, dann wird ganz Europa, insbesondere das 
deutsche Europa, da durchmarschieren. Dann haben Sie zwar immer noch 
Mitbestimmung in Aktiengesellschaften, Mitbestimmung in deutschen GmbHs, aber es 
wird sie gar nicht mehr geben, weil die alle den Weg in die andere Rechtsform suchen. 
Deshalb muss man ganz hart bleiben. 
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Ich will ausdrücklich sagen, dass ich sehr betrübt war, dass es bisher nicht gelungen 
war und auch nicht ist – mal sehen, wie es jetzt weitergeht –, eine gemeinsame 
Haltung der Bundesregierung zu diesem Thema zu entwickeln. Ich habe es nicht 
geschafft, zu sagen: Wenn der Standard schlechter ist als bei der Europäischen 
Aktiengesellschaft, sagt Deutschland Nein. Das würde ja reichen. Deshalb soll man 
sich nicht auf Europa herausreden. Wenn dort eine falsche Regelung zustande kommt, 
dann hat sie die deutsche Regierung verursacht. Deshalb ist sie selber als erste in der 
Verantwortung, das zu verhindern. Der Maßstab der Mitbestimmung darf nicht 
unterlaufen werden. (Beifall) 

Wir brauchen so etwas auch bei der Sitzverlegung von Unternehmen. Da gilt das 
gleiche; da kann man alles wiederholen, was ich eben gesagt habe. Dann sind wir 
durch, aber erst dann. Prinzipientreue und Ehrlichkeit gehören schon dazu; sonst wird 
das nicht funktionieren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über die Arbeit reden, dann reden wir über 
das Wichtigste in unserem Leben. Ich will das ausdrücklich sagen, weil mich das als 
Politiker bewegt, weil das einer der Gründe ist, der mich mein Leben lang politisch 
begleitet hat, als Anwalt, als Abgeordneter und als Minister. Ich finde, das war ein 
Irrtum, dass uns vor einigen Jahren ein paar Leute erzählt haben, uns werde 
irgendwann die Arbeit ausgehen. Ich bin ganz sicher, so wird es nicht sein. Wir werden 
immer unseren Lebensunterhalt durch Arbeit verdienen müssen. Es ist nicht sicher, 
dass die Arbeit in 50 und 100 Jahren noch so aussieht, wie wir sie heute kennen. Aber 
arbeiten werden wir müssen. Ich habe auch gar nichts dagegen. Ich finde nämlich, 
dass das ein ganz wichtiger Teil unserer Persönlichkeit ist. Aber gerade, wenn das so 
ist, dann müssen wir dafür Sorge tragen, dass die Arbeit etwas ist, worüber wir gerne 
reden, und nicht nur dann, wenn sie vorbei ist, am Feierabend, am Wochenende, im 
Urlaub oder wenn man endlich seine Rente bekommt. Aber dann müssen wir auch 
dafür sorgen, dass man dafür ordentlich bezahlt wird. Das hat etwas damit zu tun, 
dass wir wieder mehr Tarifverträge brauchen, die die Arbeitswelt wirklich bestimmen, 
so wie das auch schon einmal der Fall gewesen ist. Die schlechte Rede über den 
Flächentarifvertrag ist eine politische Katastrophe der letzten 20, 30 Jahre. Das muss 
umgedreht werden. (Beifall) 

Und natürlich – das will ich zum Schluss gerne sagen – muss jeder eine Arbeit haben. 
Ich finde, eine Gesellschaft, eine demokratische Marktwirtschaft darf dieses Ziel nicht 
aufgeben, sondern muss sicherstellen, dass das wirklich auch für jeden hinhaut. Das 
hat viele Voraussetzungen. Die allerwichtigste der Voraussetzungen dafür, dass das 
klappt ist, dass tatsächlich jeder eine Chance hat, gut qualifiziert auf dem Arbeitsmarkt 
tätig zu sein. Deshalb brauchen wir eine Garantie in dieser Gesellschaft, dass jeder 
junge Mann und jede junge Frau auch eine Ausbildungsstelle findet und nicht in den 
Fernseher schaut, wo ihm dann mitgeteilt wird, Ausbildungsproblem gelöst, er aber zu 
Hause sitzt und keinen Ausbildungsplatz hat. Diese Lüge darf auch nicht fortgesetzt 
werden. (Lebhafter Beifall) 

Das heißt übrigens aus meiner Sicht – das will ich ausdrücklich sagen -, dass man 
auch ein Herz entdecken muss für diejenigen, die nicht die besten Schulabschlüsse 
haben. Das ist mein wichtigstes Thema, weil das eine der bequemsten Ausreden ist, 
mit der man gegenwärtig konfrontiert wird: Die jungen Leute sind nicht ausbildungs-
geeignet. Ich weiß nicht, wie es hier im Saal ist. Aber es wird schon den einen oder 
anderen geben, über den die eigenen Eltern, als er 15 war, gesagt haben: Aus dir wird 
nichts mehr. (Heiterkeit und Beifall) Da man es ja immerhin zum Gewerkschafts-
delegierten gebracht hat, (Heiterkeit) kann das ja so nicht richtig gewesen sein. Also 
glaube ich, muss man doch dazu beitragen, dass sich das Bild ändert, dass wir 
niemandem nach dem Mund reden, dass wir niemandem den Eindruck vermitteln, er 
müsse sich nicht anstrengen. Arbeit, auch Ausbildung und Lernen ist immer mit 
Anstrengung verbunden. Der eine oder andere begreift es später als die anderen. Aber 
wir dürfen nicht aufgeben, sondern müssen immer wieder nachsetzen und sagen: Wir 
wollen das auch für dich erreichen. Das ist eine der wichtigsten Herausforderungen 
unserer Gesellschaft. Da dürfen wir niemals nachlassen. (Beifall) 
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Und wir dürfen diejenigen nicht alleine lassen, die ihren Arbeitsplatz verloren haben 
oder das erste Mal auf Arbeitsplatzsuche sind. Nun bin ich als Arbeitsminister mit 
diesem Thema sehr verbunden gewesen, und bin es ja noch. Ich will ausdrücklich 
sagen: In Deutschland wird die Arbeitsvermittlung unterschätzt. Ich habe dabei immer 
ganz konkrete Männer und Frauen im Blick, die ich kennengelernt habe, wenn ich 
früher Sozialpläne für Betriebsräte verhandelt habe. 

Ein ganz typischer Fall: Jemand hat mit 16 Jahren die Schule verlassen, dann eine 
Lehre gemacht, hat anschließend in der Firma weitergearbeitet, in der er angefangen 
hat, und wird nach 20 Jahren Arbeit mit etwa 40 Jahren entlassen. Er ist ein toller 
Mann, ein ordentlicher Ehemann und ein netter Familienvater. Er besitzt einen 
Wohnwagen und wählt SPD. (Heiterkeit und Beifall) Die typische Mitte unserer 
Gesellschaft. (Heiterkeit) Das Bürgertum, um das Wort einmal nicht zu entfremden. 
Wenn er dann seinen Arbeitsplatz verliert, dann ist er zwar das alles. Aber wie man 
sich einen Arbeitsplatz sucht, hat er in seinem Leben noch nicht ein einziges Mal 
herausgefunden.  

Wieso gehen wir eigentlich davon aus, dass man das alles perfekt können muss? Dass 
man weiß: Wie ist die Marktlage? Welche Chancen habe ich? Wie bekomme ich das 
am besten hin? Wo bewerbe ich mich? Wo sind überhaupt Arbeitsplätze frei? - Wieso 
glauben wir das? Wieso sagen wir nicht: Bei diesen ein- bis zweimal, die das für die 
meisten im Leben eine Rolle spielt, tun wir alles und machen den vollen Einsatz, damit 
man schnell wieder einen Arbeitsplatz findet. Warum halten wir das für eine 
Bürokratie?  

Ich sage mit allem Ernst: Dass die Arbeitslosigkeit in Deutschland Ende letzten Jahres 
auf unter 3 Millionen gesunken ist, dass sie mitten in der Krise nicht so sehr gestiegen 
ist, hat etwas mit Arbeitsmarktpolitik – denn das ist die Kurzarbeit – und mit 
Arbeitszeitpolitik zu tun; auch das ist die Kurzarbeit. Das hat aber auch etwas damit zu 
tun, dass wir die Arbeitsvermittlung ausgebaut und viele Tausend zusätzliche Stellen 
geschaffen haben.  

Ich möchte ausdrücklich sagen: Wir sind noch gar nicht da, wo ich hinkommen 
möchte. Man muss das weitermachen, damit jeder wirklich das Gefühl hat: Wenn er 
ohne Arbeitsplatz dorthin geht, dann wird von morgens bis abends nichts anderes 
getan, als an ihn gedacht und dafür gesorgt, dass man einen neuen Arbeitsplatz findet. 
Das ist wichtig. Es ist auch möglich, damit Arbeitslosigkeit zu senken.  

Wie sehr das eine Rolle spielt, sehen wir gegenwärtig an den Prognosen der 
Wirtschaftsforschungsinstitute. Sie sagen uns: Die durchschnittliche Arbeitslosigkeit 
wird im nächsten Jahr nicht 5 Millionen betragen, wie einige uns vorhergesagt haben, 
sondern sie wird bei 4,1 Millionen liegen. Sie sagen, der höchste Wert wird im 
nächsten Jahr 4,2 Millionen sein. Mitten in einer weltweiten Wirtschaftskrise ist das ein 
guter Wert.  

Ich sage mit aller Klarheit: Wenn es mehr Arbeitslose werden, wenn es 4,5 oder gar 5 
Millionen werden, dann liegt der Grund nicht in der Globalisierung und auch nicht in 
der Weltwirtschaft, sondern dann hat das die Ursache darin, dass die politischen 
Entscheidungen, die in der Wirtschaftskrise zu einem gemäßigten Anstieg der 
Arbeitslosigkeit geführt haben, nicht fortgesetzt werden, sondern dass das Gegenteil 
gemacht wird. Es hat auch etwas damit zu tun, dass man bei der Arbeitsvermittlung 
sparen will. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, darf nicht passieren! (Beifall) 

Ich wünsche dem Gewerkschaftstag noch einen guten Verlauf. Ihr habt bisher schon 
gute Arbeit gemacht. Ich bin sicher, das wird auch so fortgesetzt werden.  

Vergesst nicht: Ihr seid ganz wichtig für die Demokratie dieses Landes. Ihr seid 
diejenigen, die dafür sorgen, dass die Mehrheit der Gesellschaft etwas zu sagen hat. 
Macht weiter so! Schönen Dank. (Starker, anhaltender Beifall - Die Teilnehmer erheben 
sich von den Plätzen) 
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Lieber Olaf, du bist nicht nur Gast bei den Delegierten des Kongresses. Du bist hier bei 
Freunden. Wir haben dir viel zu verdanken. Vor dem Hintergrund der Krise war es 
beruhigend zu wissen, dich im Arbeitsministerium zu haben. Wir wünschen dir alles 
Gute für die Zukunft. Glück auf! (Starker, anhaltender Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir machen eine kurze Kaffeepause und setzen den 
Kongress um 9.50 Uhr fort. Danke schön.  

(Unterbrechung von 9.36 Uhr bis 9.59 Uhr) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren fort. 

Wie bereits zu den anderen Antragsblöcken ist auch zum nächsten Antragsblock 
„Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik“ eine kleine thematische Einführung vorbereitet. Wir 
sehen nun einen Film zum Thema gute Arbeit, der anhand eines Familienbeispiels 
verschiedene wichtige Fragestellungen anreißt. Übrigens steht dieser Film dann auch 
ab der nächsten Woche zum Download zur Verfügung. 

Nun viel Vergnügen – Film ab!  

(Vorführung des Films zum Thema gute Arbeit) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen nun in die Antragsberatung zum Block  

C – Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 

eintreten. Ich denke, der Film, den wir eben gesehen haben, hat uns noch einmal 
einige wichtige Aspekte zum Thema gute Arbeit gezeigt. Gute Arbeit ist der Beitrag der 
IG BCE für eine humane Arbeitswelt und eine nachhaltige Wettbewerbskraft unserer 
Wirtschaft. Deshalb beginnen wir jetzt auch mit der Antragsdebatte. 

Ich rufe nun Margot Diehl von der Antragskommission auf, die uns durch die Anträge 
C 001 bis C 029 führen wird. (Beifall) 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich habe eine schwere Aufgabe, nach Herrn Scholz und jetzt nach dem Film. Fangen 
wir einfach mal an! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beginnen nun mit dem Antragsblock C, 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Aufgerufen ist das Thema „Gute Arbeit/Mitbestim-
mung“. 

Ich rufe nun den  

Antrag C001 

Gute Arbeit und soziale Gerechtigkeit 

auf.  

Der Antrag definiert nicht nur das Selbstverständnis der IG BCE zum Thema soziale 
Gerechtigkeit, sondern verbindet diese Grundsätze auch mit der Konzeption von guter 
Arbeit. Diese klare Wertorientierung soll der IG BCE als Grundlage weiterer politischer 
Konkretisierungen dienen und zugleich einen Beitrag zur aktuellen Diskussion über 
soziale Gerechtigkeit in der Gesellschaft leisten. Dabei spielt die Gestaltung der 
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betrieblichen Arbeitswelt aus Sicht der IG BCE eine zentrale Rolle. Deswegen 
empfiehlt die Antrags-kommission Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Vielen Dank, Margot.  

Wortmeldungen liegen mir bis jetzt nicht vor. Das bleibt auch so. Dann bitte ich um 
das Kartenzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke 
schön. Wer ist dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Alles klar. Dann ist dieser 
Antrag einstimmig angenommen worden. Danke schön. ((Beifall)  

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe nun den  

Antrag C 002 

Arbeitspolitik im Betrieb: Die Initiative Gute Arbeit gestalten! 

auf.  

Dieser Antrag konkretisiert die Inhalte der Initiative Gute Arbeit und beschreibt die 
Gesamtkonzeption des Gute-Arbeit-Ansatzes. Dabei findet eine umfassende 
Beschreibung aller relevanten Aspekte statt. Der Antrag stellt damit die notwendige 
Grundlage für die inhaltliche Weiterentwicklung der Initiative Gute Arbeit dar. Er 
beschreibt gleichzeitig auch die zentrale strategische Bedeutung der Initiative zur 
weiteren Zielbestimmung der IG BCE. Deswegen empfiehlt die Antragskommission 
Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen zu diesem Antrag liegen mir ebenfalls nicht vor. Deshalb bitte ich um 
das Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Niemand. Danke schön. Einstimmig angenommen. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Es folgt nun der  

Antrag C 003 

Gute Arbeit - Humanisierung. 

Die Zielsetzung des Antrags ist es, zu den klassischen Humanisierungsthemen ins-
besondere auch den Fokus auf die Schaffung alters- und alternsgerechter 
Arbeitsplätze zu legen. Der Antrag ist entsprechend insbesondere unter dem 
Blickwinkel der Bedeutung der demografischen Veränderungen im Betrieb zu befür-
worten. Er formuliert einen praktischen Umsetzungsanspruch für ein Schlüsselthema, 
welches auch in der Konzeption Gute Arbeit wiederzufinden ist. Die Aufforderung 
sollte mit bestehenden Tätigkeiten zur Unsetzung der Demografie in den Tarifverträgen 
in der Chemie- und Kunststoffbranche in Einklang gebracht werden. Deswegen 
empfiehlt die Antragskommission Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen liegen mir wiederum nicht vor. Deswegen bitte ich um das 
Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Danke schön. Einstimmig angenommen. 
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MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe nun den  

Antrag C 004 

Balance von Lebens- und Arbeitszeit  

auf.  

Das Gleichgewicht von Lebens- und Arbeitzeit für Frauen und Männer in unseren 
Betrieben zu erreichen, war wesentlicher Bestandteil der beiden Kampagnen der 
Frauen- und Gleichstellungsarbeit, „Familienbewusste Personalpolitik“ und „Gesunder 
Mensch im gesunden Unternehmen“. Die Inhalte der Kampagnen sind außerdem im 
Tarifvertrag „Lebensarbeitszeit und Demografie“ verankert. Die Forderungen aus 
diesem Antrag ermöglichen eine Fortschreibung und Unterstützung, die Aktivitäten für 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fortzusetzen, um ein Gleichgewicht von 
Lebens- und Arbeitszeit zu sichern. Der Antrag unterstreicht diese Forderung und fasst 
die politische Notwendigkeit der beschriebenen Kampagnen zusammen. Er bildet 
damit eine Brücke zum Frauentag und schließt an die dortige Diskussion an.  

Die Empfehlung der Antragskommission ist auch hier Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen zu diesem Antrag liegen mir auch nicht vor. Ich bitte nun um das 
Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. - Danke schön. 
Wer ist dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Auch niemand. Danke schön. Damit 
ist der Antrag einstimmig angenommen. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe nun den  

Antrag C 005 

Entgeltgerechtigkeit für Frauen 

auf.  

Auf dem dritten Frauentag der IG BCE wurde das Ziel formuliert, in 26 Betrieben 
Entgeltanalysen durchzuführen, um den Handlungsbedarf in Bezug auf Entgeltgleich-
heit definieren zu können. Die Forderungen nach gemeinsamen Erklärungen mit den 
Sozialpartnern und nach einer Stärkung der Durchsetzungsfähigkeit von Frauen bei 
Lohnforderungen unterstreichen den Handlungsbedarf für weitere Aktivitäten. 
Deswegen empfiehlt die Antragskommission Annahme des Antrags. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Zu diesem Antrag gibt es ebenfalls keine Wortmeldungen. Also bitte ich um das 
Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Keine Enthaltungen, keine Gegenstimmen. 
Somit ist auch der Antrag C 005 einstimmig angenommen. Danke schön. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Wir kommen zu  
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Antrag C 006 

Umsetzung familienpolitischer Maßnahmen, die eine Entgeltgleichheit fördern.  

Auch der Antrag C 006 fordert familienpolitische Maßnahmen, um eine Entgeltgleich-
heit zu sichern. Dieses Antragsbegehren ist bereits in dem beschlossenen Antrag 
C 005 berücksichtigt. Da dieser Antrag aber zusätzlich arbeitsmarktrelevante Aspekte 
beinhaltet, lautet die Empfehlung der Antragskommission Annahme als Material zum 
Antrag C 005.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Zu diesem Antrag gibt es ebenfalls keine Wortmeldungen. Von daher bitte ich um das 
Stimmzeichen für die Empfehlung der Antragskommission. – Danke schön. Wer ist 
dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Auch niemand. Danke schön. Wiederum 
einstimmig. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe auf 

Antrag C 007 

Entgeltgleichheit für Frauen 

Hier bedarf es einer besonderen Ausführung. Der Antragsteller kritisiert die 
unzureichende Umsetzung der Entgeltgleichheit für Frauen durch den Abschluss 
freiwilliger Vereinbarungen und fordert eine flächendeckende Tarifpolitik mit der 
Anforderung, die Entgeltsysteme durchschaubarer und überprüfbarer zu gestalten. 
Bislang wurde bei der Frauen- und bei der Gleichstellungspolitik auf die Freiwilligkeit 
von Vereinbarungen mit den Sozialpartnern gesetzt. Besonders positiv können wir dies 
für die chemische Industrie bewerten.  

Mit der Sozialpartnervereinbarung für eine chancengleiche und familienbewusste 
Personalpolitik ist die IG BCE Vorreiterin im DGB. Natürlich ist es immer wieder 
notwendig, die Umsetzung der Freiwilligkeit und erforderlicher gesetzlicher 
Regelungen zu überprüfen. Darüber hinaus gibt es das Problem, dass wir als IG BCE 
bereits eine flächendeckende Tarifpolitik haben, die in der Entgeltsystematik 
durchschaubarer und natürlich auch überprüfbar ist. Nicht unsere Tarifverträge, 
sondern die Rahmenbedingungen in der Arbeitswelt führen zu einer schlechteren 
Entlohnung von Frauen. Die Eingruppierung ist abhängig von den Arbeitsinhalten und 
nicht vom Geschlecht. Mit einer Annahme dieses Antrags würden wir sowohl unsere 
Erfolge im Rahmen unserer Sozialpartnerschaft als auch unsere Tarifpolitik infrage 
stellen. Deshalb empfehlen wir die Ablehnung dieses Antrags. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium)  

Hier liegt mir eine Wortmeldung von dir vor, liebe Margot. Margot Diehl aus dem 
Landesbezirk Hessen/Thüringen mit der Delegiertennummer D221. Bitte, Margot, du 
hast das Wort.  

MARGOT DIEHL (Hessen/Thüringen) 

Vielen Dank. Ich spreche jetzt nicht als Mitglied der Antragskommission, sondern als 
Delegierte aus dem Landesbezirk. Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Inhalt des 
Antrags C 007 – Entgeltgleichheit für Frauen und Männer – sollte eines der Themen in 
der Betriebsratarbeit sein. Ich bin davon überzeugt: Wenn Männer und Frauen sich in 
den jeweils bestehenden Entgeltkommissionen – so denn welche da sind – die Löhne 
und Gehälter im Vergleich zu den zusätzlichen Dingen, die wir im Tarifvertrag haben, 
anschauen und Vergleiche in einer Gruppe ziehen, dann wird man sehr schnell 
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feststellen, wo Missstände sind. Es liegt an uns Betriebsräten und an euch 
Betriebsrätinnen und Betriebsräten, es zu korrigieren, wenn wir Missstände feststellen. 
Ich möchte einen Appell loslassen: Schaut genau hin, dann werden wir das Problem 
lösen. (Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Dankeschön. Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der 
Antragskommission ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. – Danke. Wer ist da-
gegen? – eine Stimme. Wer enthält sich? – Somit ist der Antrag mit einer 
Gegenstimme und mehreren Enthaltungen angenommen.  

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es folgt der Themenbereich Arbeitsrecht/Arbeits-
marktpolitik/Leiharbeit. 

Ich rufe auf 

Antrag C 008 

Gute Arbeit braucht besseres Arbeitsrecht 

Antrag C 009 

Verdachtskündigungen 

Antrag C 010 

Arbeitsvertragsgesetzbuch 

Antrag C 011 

Arbeitsvertragsgesetzbuch 

Der Antragsteller fordert, das Arbeitsrecht übersichtlicher zu machen und in einem 
fortschrittlichen Arbeitsverhältnisgesetz – Arbeitsvertragsgesetz – zusammenzufassen. 
Der Antrag konkretisiert die Anforderung an ein solches Gesetz und fasst die not-
wendigen Änderungen zusammen. Es ist wichtig, dass die Gewerkschaften die Dis-
kussion zum Arbeitsverhältnisgesetz mit einem eigenen Entwurf federführend über-
nehmen und dieses Feld nicht den Arbeitgebern überlassen. Deshalb empfiehlt die 
Antragskommission die Annahme. 

Antrag C 009 – Verdachtskündigungen – ist als Material zugeordnet, da das Antrags-
begehren in Antrag C 008 berücksichtigt ist. Hier empfiehlt die Antragskommission 
die Annahme als Material zu Antrag C 008. 

Antrag C 010 – Arbeitsvertragsgesetzbuch – wurde ebenfalls als Material zugeordnet, 
da das Antragsbegehren bereits in Antrag C 008 berücksichtigt wurde. Die 
Empfehlung der Antragskommission lautet: Annahme als Material zu Antrag C 
008. 

Der Antrag C 011 – Arbeitsvertragsgesetzbuch – ist wortidentisch mit Antrag C 010. 
Deshalb empfiehlt die Antragskommission: Erledigt durch Annahme des Antrags 
C 010 als Material zu Antrag C 008. 
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Dankeschön. Liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Richtigstellung: Bei Antrag C 007 
meinte ich in meinem Wortbeitrag selbstverständlich die Empfehlung der Antrags-
kommission und nicht den Antrag. Danke. 

Ich bitte nun um das Stimmzeichen. Wer ist für die Empfehlung der Antrags-
kommission? – Dankeschön. Wer ist dagegen? – niemand. Wer enthält sich? – auch 
niemand. Somit wird der Empfehlung einstimmig Folge geleistet. Dankeschön. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe auf 

Antrag C 012 

Schutz der Persönlichkeitsrechte im Arbeitsverhältnis – 
Arbeitnehmerdatenschutz 

Der Arbeitnehmerdatenschutz unterliegt einerseits den allgemeinen Grundsätzen des 
Persönlichkeitsrechtsschutzes, bedarf aber andererseits auch besonderer betrieblicher 
Regelungen wegen des Abhängigkeitsverhältnisses der Arbeitnehmer zu ihren 
Arbeitgebern. Die Zielsetzung des Antrags ist es, diesen Schutz mit weit gehenden 
gesetzlichen Regelungen zu erweitern. Der Antrag ist im Hinblick auf Fälle der jüngsten 
Vergangenheit zu befürworten; siehe Bahn AG und Deutsche Telecom. Deshalb 
empfiehlt die Antragskommission die Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Ich bitte nun um das Kartenzeichen. Wer ist für die Empfehlung der Antrags-
kommission? – Dankeschön. Wer ist dagegen? – niemand. Wer enthält sich? – auch 
niemand. Somit ist die Empfehlung angenommen worden.  

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe auf 

Antrag C 013 

Unternehmensmitbestimmung sichern 

Der Antrag unterstreicht die Erfolge der Unternehmensmitbestimmung und ihre 
Notwendigkeit. Darüber hinaus hat der Antrag auch eine europäische Dimension. Er 
beschreibt die Veränderung beziehungsweise die Fortentwicklung der Mitbestimmung 
unter dem Einfluss der Verhandlungslösungen im Rahmen der europäischen 
Aktiengesellschaft SE und der damit verbundenen Möglichkeit des Exports einer 
Mitbestimmungskultur in andere europäische Staaten wie im positiven Beispiel der 
Umwandlungsvereinbarung der BASF SE. Deshalb empfiehlt die Antragskommis-
sion die Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wie bei den vorigen Anträgen liegen mir auch hier keine Wortmeldungen vor. Ich bitte 
nun um das Kartenzeichen. Wer ist für die Empfehlung der Antragskommission? – 
Dankeschön. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die Empfehlung 
einstimmig angenommen worden.  

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe auf 
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Antrag C 014 

Stärkung der betrieblichen Arbeitnehmervertretung 

Antrag C 015 

Stärkung der Mitbestimmungsrechte der Personal- und Betriebsräte 

Antrag C 015 ordnen wir Antrag C 014 als Material zu. Der Antrag C 014 beinhaltet die 
Anforderungen an den Gesetzgeber, die Betriebsverfassung weiter zu entwickeln und 
beschreibt konkrete Themen zum Ausbau der betrieblichen Mitbestimmung. Der 
Antrag berücksichtigt auch die Arbeitsstrukturen der europäischen Betriebsräte und 
beschreibt die Anforderungen. Wir empfehlen die Annahme. 

Der Antrag C 015 – Stärkung der Mitbestimmungsrechte der Personal- und Betriebs-
räte – ist als Material dem Antrag C 014 zugeordnet. Das dort beschriebene 
Antragsbegehren ist konkreter und berücksichtigt entsprechend die Forderungen des 
Antrags C 015. Deswegen noch einmal die Empfehlung: Annahme des Antrages 
C 014 und Annahme des Antrages C 015 als Material zu Antrag C 014. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Hierzu liegen mir auch keine Wortmeldungen vor. Ich bitte nun um das Stimmzeichen, 
wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. Wer ist dagegen? 
– Wer enthält sich? – Danke schön. Somit ist die Empfehlung mit einer Gegen-
stimme angenommen. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe nun auf: 

Antrag C 016 

Arbeitsmarktpolitik zukunftsweisend gestalten: sicher und motivierend – flexibel 
und fordernd 

Der Antrag beschreibt die Herausforderung einer künftigen Arbeitsmarktpolitik und die 
notwendigen Anforderungen. Deswegen empfehlen wir Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Auch zu diesem Antrag liegen mir keine Wortmeldungen vor. Ich bitte nun um das 
Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. 
Wer ist dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Auch niemand. Somit ist die 
Empfehlung einstimmig angenommen. Danke schön. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe nun auf: 

Antrag C 017 

Altersteilzeit statt Jugendarbeitslosigkeit fördern! 

Zielsetzung des Antrages ist es, die Förderung der Altersteilzeit wieder einzuführen. 
Damit entspricht das Antragsbegehren der Position der IG BCE, die Altersteilzeit 
wieder in die Förderung aufzunehmen. Voraussetzung bleibt, die Altersteilzeit durch 
Neueinstellungen zu ersetzen. Die IG BCE setzt sich derzeit dafür ein, dass der 
Deutsche Bundestag durch eine entsprechende Gesetzesänderung die Bundesagentur 
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für Arbeit in die Lage versetzt, auch nach dem 31.12.2009 die Altersteilzeit zu fördern. 
Wir empfehlen Annahme als Material an den Hauptvorstand. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Auch zu diesem Antrag liegen mir keine Wortmeldungen vor. Ich bitte nun um das 
Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Danke schön. Somit ist die Empfehlung 
einstimmig angenommen. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe jetzt auf: 

Antrag C 018 

Steuerlicher Progressionsvorbehalt von Kurzarbeitergeld 

Der Antrag hat durch die derzeitige Krise und die hohe Anzahl an Kurzarbeitern eine 
besondere Dimension. Er hat die Zielsetzung, den sogenannten Progressionsvorbehalt 
für das Kurzarbeitergeld auszusetzen. Hierzu folgende Erklärung: 

Kurzarbeitergeld ist eine steuerfreie Leistung. Der steuerliche Progressionsvorbehalt 
von Kurzarbeitergeld betrifft nach Aussagen des Bundesministeriums für Familie nur 
Verheiratete und zusammen veranlagte Ehepartner. Bei der gemeinsamen Veranlagung 
wird die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Familie insgesamt berücksichtigt. Hierzu 
zählen aus Sicht des BMF auch steuerfreie Einnahmen wie das Kurzarbeitergeld. Da 
Familien durch das Kurzarbeitergeld bereits finanzielle Einbußen verkraften müssen, 
sollte aus Sicht der IG BCE das Kurzarbeitergeld auch bei zusammen veranlagten 
Ehepartnern nicht in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden. Der Progres-
sionsvorbehalt verursacht sonst bei der Einkommensteuererklärung einen nicht 
unbeträchtlichen Nachzahlungsbetrag. Deshalb empfehlen wir Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Hierzu liegen mir auch keine Wortmeldungen vor. Ich bitte nun um das Stimmzeichen, 
wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. Wer ist dagegen? 
– Wer enthält sich? – Danke schön. Somit ist die Empfehlung mit einer Gegen-
stimme angenommen. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe jetzt auf: 

Antrag C 019 

Anhebung der Regelleistung des ALG II 

Zielsetzung des Antrages ist die Anhebung der Regelsätze von Arbeitslosengeld II. 
Auch aus arbeitsmarktpolitischer Sicht ist dieses Antragsbegehren wünschenswert, 
um so die zunehmende Ausbeutung durch Niedriglöhne wirksam zu mindern. Damit 
entspricht das Antragsbegehren bereits dem Forderungskatalog der Organisation. Die 
IG BCE hat den Deutschen Bundestag bereits aufgefordert, die Höhe der Grund-
sicherung jährlich an die gestiegenen Lebenshaltungskosten anzupassen. Die Grund-
sicherung für Kinder und Jugendliche ist entsprechend ihrer Bedarfe eigenständig und 
nicht mehr als Prozentsatz vom Regelsatz festzulegen. Hier empfiehlt die Antrags-
kommission: Annahme als Material an den Hauptvorstand. 
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Hierzu liegen mir auch keine Wortmeldungen vor. Ich bitte nun um das Stimmzeichen, 
wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. Wer ist dagegen? 
– Niemand. Wer enthält sich? – Danke schön. Somit ist die Empfehlung einstimmig 
angenommen. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Ich rufe jetzt auf: 

Antrag C 020 

Weiterführung der Ausbildung bei Betriebsschließung 

Der Antrag hat die Zielsetzung, das Thema Ausbildung arbeitsmarktpolitisch weiter 
abzusichern, so dass eine Ausbildung bei Betriebsschließung zunächst sichergestellt 
wird und eine Bezuschussung von der Bundesagentur für Arbeit nicht auf 5.000 Euro 
beschränkt bleibt. Auch hier empfiehlt die Antragskommission: Annahme als Material 
an den Hauptvorstand. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Hierzu liegen mir auch keine Wortmeldungen vor. Ich bitte nun um das Stimmzeichen, 
wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. Wer ist dagegen? 
– Wer enthält sich? – Danke schön. Somit ist die Empfehlung mit einer 
Gegenstimme angenommen. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen jetzt zu einem weiteren komplexen 
Thema. Ich rufe hierzu auf: 

Antrag C 021 

Bessere Rechte für Leiharbeitnehmer  

Als Material sind folgende Anträge zugeordnet: 

Antrag C 022 

Bessere Rechte für Leiharbeitnehmer 

Antrag C 023 

Leiharbeit 

Antrag C 024 

Leiharbeit/Zeitarbeit 

Antrag C 025 

Leiharbeit zurückdrängen 

Antrag C 026 

LeiharbeiterInnen 
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Antrag C 027 

Leiharbeit I – Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 

Antrag C 028 

Eingrenzung der Leiharbeit 

Antrag C 029 

Für gesicherte Arbeitsverhältnisse – gegen weitere Prekarisierung 
(Verschlechterung) der Arbeitswelt 

Begrenzung des Einsatzes von Zeit-/Leiharbeit und von befristeten 
Arbeitsverhältnissen 

Der Antrag C 021 beschäftigt sich ausführlich und systematisch mit den Auswirkungen 
der Möglichkeiten des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes. Der Antrag beschreibt den 
betrieblichen Missbrauch des Elementes, seine Auswirkungen in der betrieblichen 
Praxis und benennt konkrete Forderungen. Der Antrag ist auf diesem Themengebiet 
der weitestgehende und deshalb im Themenbereich Leiharbeit zum Leitantrag 
gemacht worden. Die Antragskommission empfiehlt Annahme. 

Ich gehe noch kurz auf die anderen Anträge ein. Der Antrag C 022 ist wortidentisch 
mit Antrag C 021. Die Antragskommission empfiehlt: erledigt durch Annahme des 
Antrags C 021. 

Der Antrag C 023 bekräftigt die politische Forderung „gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“, indem Tarifverträge nicht von den Regelungen des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes negativ abweichen. Hier ist Empfehlung: Annahme als Material zu 
Antrag C 021. 

Es folgt der Antrag C 024. Da dieser Antrag bereits mit dem Antragsbegehren von 
C 021 und C 023 berücksichtigt ist, ist die Empfehlung: Annahme als Material zu 
Antrag C 021. 

Zu Antrag C 025 und der Antrag C 026 lautet die Empfehlung auch: Annahme als 
Material zu Antrag C 021. 

Auch zu Antrag C 027 ist die Empfehlung: Annahme als Material zu Antrag C 021. 

Gleiches gilt für den Antrag C 028. 

Zu Antrag C 029 lautet die Empfehlung ebenfalls: Annahme als Material zu Antrag 
C 021. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium)  

Hierzu liegt mir eine Wortmeldung vor. Ich bitte ans Rednerpult Ricarda Riexinger aus 
dem Landesbezirk Baden-Württemberg mit der Delegiertennummer D255. (Beifall) 
Liebe Ricci, du hast das Wort. 

RICARDA RIEXINGER (Karlsruhe)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte das, was im Antrag C 021 steht, 
verstärken. Ich arbeite in einem pharmazeutischen Unternehmen, habe dort meine 
Ausbildung gemacht und bin nach der Ausbildung in ein festes Arbeitsverhältnis 
übernommen worden. 
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Ein gesicherter Arbeitsplatz sowie gute, gerechte Bezahlung ist für mich eine 
Selbstverständlichkeit, da wir tarifgebunden sind. Jedoch ist mir sehr wohl bewusst, 
dass dieses für viele Menschen keine Selbstverständlichkeit ist. Michael hat in seinem 
Grundsatzreferat das Thema gute Arbeit, Leiharbeit und ergänzend das Thema 
schlecht oder gar nicht bezahlte Praktika angesprochen. 

Wir dürfen, da wir gute Tarifverträge haben, nicht so tun, als ob uns dieses nichts 
angeht. Tun wir ja auch nicht, was die Aussagen und Referate, aber auch die Vielzahl 
der Anträge in diesen Richtungen deutlich zum Ausdruck bringen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben schon sehr viel über die Wichtigkeit von 
nachhaltigem Handeln geredet. Prekäre Arbeitsverhältnisse und schlechte Bezahlung 
sind die Ursache von Altersarmut. Mit unseren Anträgen wollen wir uns deutlich 
positionieren und auf verschiedensten politischen Ebenen einwirken, dass diese 
unsäglichen Arbeitsverhältnisse nicht möglich sind. Dieses, so glaube ich, wird noch 
ein langer Weg sein. 

Wichtig – und deshalb stehe ich hier – ist mir neben der Annahme dieses Antrages 
aber auch, dass wir in den Betrieben aktiv bleiben oder aktiv werden. Gute Arbeit, die 
Menschen nicht zu Menschen zweiter Klasse macht und nicht zu Bittstellern 
degradiert, muss im Betrieb thematisiert werden. (Beifall) 

Mir ist sehr wohl bewusst, dass die Mitbestimmungsrechte im Betrieb in dieser Frage 
nicht ausreichend sind. Ich bin jedoch der Auffassung, dass wir auch in den Betrieben 
gefordert sind, Regelungen zu treffen, Betriebsvereinbarungen anzustreben, die uns 
unserem Ziel „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ näher bringen. Vielen Dank für eure 
Aufmerksamkeit. (Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Danke schön, Ricarda. Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich bitte um das 
Stimmkartenzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke 
schön. – Wer ist dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Das ist auch niemand. 
Somit ist die Empfehlung der Antragskommission einstimmig angenommen. 
Danke schön. 

MARGOT DIEHL (Antragskommission)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielen Dank für eure Aufmerksamkeit. (Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium)  

Es gibt nun einen Wechsel in der Antragskommission. Ich danke dir, liebe Margot, und 
erteile nun das Wort für die Antragskommission an Ingo Wellnitz. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission)  

Glück auf, Kolleginnen und Kollegen! Entschuldigt, wenn ich ein bisschen verschnupft 
bin. Als Raucher hat man es bei diesen Temperaturen nicht leicht. (Heiterkeit - Beifall) 

Ich rufe auf das Themengebiet 

Sozialpolitik / Kindergeld 

Beginnen möchte ich mit dem 

Antrag C 030 

Stärkung und Weiterentwicklung der sozialen Selbstverwaltung 
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Der Antrag beinhaltet eine Positionsbestimmung der IG BCE in Bezug auf die soziale 
Selbstverwaltung. Zielsetzung des Antrages ist es, die grundsätzliche Struktur der 
sozialen Selbstverwaltung positiv zu bewerten und darüber hinaus für die Weiter-
entwicklung der Selbstverwaltung mehr Gestaltungs- und Entscheidungsspielräume zu 
erlangen. Hierdurch und auch durch eine offensive Darstellung soll eine bessere 
Verankerung in der Bevölkerung erreicht werden. Deshalb unsere Empfehlung: An-
nahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen zu diesem Antrag liegen mir nicht vor. Ich bitte nun um das 
Kartenzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke schön. – 
Wer ist dagegen? – Keiner. Wer enthält sich? - Auch keiner. Somit ist die Empfehlung 
einstimmig angenommen. Danke schön. 

 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich rufe jetzt auf den 

Antrag C 031 

Sozialwahlen 

und 

Antrag C 032 

Sozialwahlen 

Die IG BCE koordiniert die Sozialwahlen nur für wenige Sozialversicherungsträger in 
ihrem Organisationsbereich selbst. Im Bereich der Unfallversicherung geschieht dies 
durch die Abteilung Arbeitsschutz in Zusammenhang mit den Industriegruppen, im 
Bereich Renten-, Krankenversicherung durch die Abteilung Sozialpolitik in Zusammen-
arbeit mit den Bezirken und Landesbezirken. Die Sozialwahlen bei allen anderen 
Versicherungsträgern werden von einer gemeinsamen Arbeitsgruppe der Einzel-
gewerkschaften unter Federführung des DGB koordiniert. Darüber hinaus werden die 
von den Antragstellern angesprochenen Themen stets berücksichtigt. Das Antrags-
begehren ist bereits Arbeitsinhalt der Abteilung Sozialpolitik/Gesundheit und kann von 
daher unterstützt werden. Unsere Empfehlung: Annahme. Der Antrag C 032 ist 
wortidentisch mit dem Antrag C 031. Dieser Antrag würde sich erledigen. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Zu diesen Anträgen liegen mir keine Wortmeldungen vor. Also kommen wir zur 
Stimmabgabe. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, bitte ich um das 
Stimmzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Niemand. Wer enthält sich? - Auch 
keiner. Somit ist die Empfehlung einstimmig angenommen. Danke schön. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich komme nun zum 

Antrag C 033 

Sozialversicherungssysteme 

Dieser Antrag bedarf einer längeren Begründung der Antragskommission. 
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Die IG BCE geht davon aus, dass die Lebensstandardsicherung im Alter nicht mehr 
allein durch gesetzliche Rentenversicherung gewährleistet werden kann. Durch die von 
der IG BCE mit getragene Riester-Rentenreform wird das Rentenniveau der gesetz-
lichen Rentenversicherung bis 2030 abgesenkt, damit der Beitragssatz im Jahr 2030 
nicht höher sein wird als 22 Prozent. Die Versorgungslücke in der gesetzlichen Renten-
versicherung kann durch eine entsprechende Beteiligung an der staatlich geförderten 
kapitalgedeckten Altersvorsorge ausgeglichen werden. Die IG BCE bietet im Rahmen 
ihrer Tarifverträge in vielen Bereichen eine zusätzliche Förderung durch Arbeitgeber 
an. 

Die Berufsunfähigkeitsversicherung im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung 
wurde im Rahmen der Riester-Rentenreform abgeschafft, weil die Berufsunfähigkeits-
versicherung eine einseitige Bevorzugung von Menschen darstellt, die einen Beruf 
gelernt haben, und von Menschen ohne Berufsausbildung als ungerecht empfunden 
wurde. Für die IG BCE steht die bessere Absicherung für alle im Falle der Erwerbs-
minderung im Vordergrund.  

Die IG BCE hält eine Abschaffung der Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen 
Krankenversicherung kurz- bis mittelfristig nicht für sinnvoll. Aktuelles und primäres 
Ziel der IG BCE im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung ist die Einführung 
einer Bürgerversicherung beziehungsweise eine weitgehende Harmonisierung und 
Gleichschaltung zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung. Die finan-
ziellen Effekte, die sich daraus insbesondere für den Bereich der gesetzlich Kranken-
versicherten ergeben, sind zurzeit nicht konkret absehbar. Dies gilt insbesondere für 
eine Einbeziehung weiterer Einkommensarten in die Verbeitragung zur gesetzlichen 
Krankenversicherung. Die Erhöhung oder die Abschaffung der Beitragsbemessungs-
grenze zur gesetzlichen Krankenversicherung kann zu einem späteren Zeitpunkt eine 
durchaus sinnvolle Maßnahme zur Stabilisierung der Krankenkassen sein, ist aber 
gegenüber den aktuellen politischen Zielsetzungen der IG BCE im Bereich Gesund-
heitspolitik nachrangig.  

Vor diesem Hintergrund empfehlen wir Ablehnung. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Danke schön, Ingo. Zu diesem Antrag liegen mir vier Wortmeldungen vor. Ich bitte 
zunächst Gabi Brix aus dem Landesbezirk Baden-Württemberg mit der Delegier-
tennummer D260 als Antragsteller ans Rednerpult. (Beifall) Liebe Gabi, du hast das 
Wort. 

GABI BRIX (Mannheim)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte entgegen der Empfehlung der Antrags-
kommission hier dafür werben, dass ihr dem vorliegenden Antrag unseres Landes-
bezirks zustimmt. 

Der Antrag beinhaltet mehrere Sozialversicherungsthemen. Zum einen die Forderung, 
dass die gesetzliche Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung fort-
entwickelt wird, wie es unter anderem vom Sozialverband Deutschland und vom DGB 
bereits vorgeschlagen wurde und zwischenzeitlich auch Position unserer Gewerk-
schaft ist. 

So steht es zumindest im Antrag C 050, der noch folgt – und der ist vom Haupt-
vorstand. (Heiterkeit) 

Ich möchte nochmals die Hintergründe benennen. – In unserer neuen Arbeitswelt 
arbeiten immer mehr Menschen im Wechsel: mal selbstständig und dann mal wieder in 
einem versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis. Ein Normalarbeitsverhältnis 
ist nicht mehr die Regel; das wurde auf unserem Kongress schon mehrfach 
angesprochen. 
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Sozialversicherungsfreie Tätigkeiten nehmen immer mehr zu. Prekäre Beschäftigungen 
wie Leiharbeit, Befristungen und Minijobs – ihr alle kennt das aus eurer eigenen 
betrieblichen Erfahrung. Das alles hat zur Folge, dass große Lücken bei der 
Altersversorgung entstehen, und damit droht ein Anstieg der Altersarmut, und es droht 
die weitere Aushöhlung der Finanzierungsbasis für die gesetzliche Rentenver-
sicherung. 

Zusätzlich kommt erschwerend hinzu, dass in Deutschland die gesetzliche Rente 
bereits drastisch gesenkt wurde. In einem Artikel der „Financial Times“ vom August 
habe ich gelesen, dass ein Durchschnittsverdiener in Deutschland nach 45 
Versicherungsjahren lediglich 43 Prozent seines Bruttoeinkommens als Rente erhält. 
Der Durchschnitt aller OECD-Länder liegt dagegen mit 71,9 Prozent bedeutend höher. 

Auch in Deutschland muss die gesetzliche Rente unserer Ansicht nach wieder dahin 
entwickelt werden, dass mit der Rente die Sicherung des Lebensstandards 
gewährleistet ist. Es geht nicht nur um eine Absicherung und Verhinderung von 
Altersarmut. Der Aufbau von weiteren Säulen für die Altersversorgung, wie es die 
Antragskommission vorgeschlagen hat und wie es auch Realität bei uns ist, also 
Riester-Rente und tarifliche Altersversorgung, ist sinnvoll, aber gesamtgesellschaftlich 
für viele Menschen aus finanziellen Gründen nicht realisierbar. Außerdem ist die 
Arbeitgeberseite damit teilweise aus der paritätischen Finanzierung entlassen. 

Neben dem Ausbau der Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung 
schlagen wir in unserem Antrag weiter vor, dass die Anhebung des Renteneintritts-
alters auf 67 Jahre wieder rückgängig gemacht wird. Das Gesetz steht nächstes Jahr 
noch einmal zur Überprüfung an, und es soll nur dann festgezurrt werden, wenn ältere 
Arbeitnehmer überhaupt eine Chance haben, im Arbeitsprozess weiter zu bleiben. 
Hieran bestehen erhebliche Zweifel; auch Michael Vassiliadis hat dazu Ausführungen 
gemacht. Ich denke, es ist mittlerweile eine einheitliche Position in unserer 
Gewerkschaft. 

Zur Arbeitslosenversicherung schlagen wir vor, dass die Beiträge nicht weiter 
abgesenkt werden, sondern dass ein eventuell vorhandener Überschuss zur Förderung 
von Arbeitslosen verwendet wird, um Arbeitsmarktpolitik zu betreiben, so wie es schon 
heute Vormittag auch Olaf Scholz dargestellt hat. 

Die Arbeitslosenversicherungsbeiträge wurden in den letzten Jahren aufgrund der 
geringen Arbeitslosigkeit als Folge der guten Konjunktur stufenweise – ihr wisst das 
alle – von 6,5 Prozent auf heute 2,8 Prozent gesenkt. Die Crux dabei ist aber, dass der 
Finanzbedarf der Bundesagentur immer entgegen der Konjunktur verläuft. Läuft die 
Wirtschaft gut, gibt es wenig Arbeitslose, und es werden Überschüsse angehäuft. 
Schwächelt die Konjunktur und steigt die Arbeitslosigkeit, dann leidet die Bundes-
agentur doppelt, weil dann zusätzlich auch noch die Beitragseinnahmen sinken. 

Zuletzt schlagen wir zum Thema Krankenversicherung in unserem Antrag vor, dass die 
Beitragsbemessungsgrenze abgeschafft wird, um die allgemeinen Krankenkassen-
beitragssätze senken zu können. Ich denke, dass das der wesentliche Punkt für den 
Ablehnungsvorschlag der Antragskommission ist. Die Antragskommission hat vorge-
schlagen, dass wir die Abschaffung der Beitragsbemessungsgrenze erst zu einem 
späteren Zeitpunkt in Erwägung ziehen sollen und dass wir uns jetzt erst einmal darauf 
konzentrieren sollen, eine Bürgerversicherung einzuführen. 

Wir sagen dazu: Das eine tun, das andere nicht lassen. – Der Einzelne ist im 
Krankheitsfall heute schon immer mehr mit Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen 
konfrontiert, nicht nur wegen der Praxisgebühr, die wir alle bezahlen müssen, sondern 
auch bei Fachärzten, wo Leistungen nur noch privat erbracht werden, zum Beispiel 
beim Augenarzt oder beim Zahnarzt. 
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Neben den Kosten, die von uns allen aufgebracht werden müssen, wird damit auch die 
paritätische Finanzierung der Krankenversicherung immer mehr zulasten der Ver-
sicherten verschoben. 

Zum Schluss noch einmal zusammengefasst: Die großen Sozialversicherungssysteme 
der Rentenversicherung, Krankenversicherung, Unfall-, Arbeitslosen- und Pflegever-
sicherung sind wesentliche Stützpfeiler unserer sozialstaatlichen Ordnung. Sie sollten 
es auch in Zukunft bleiben. Mit unserem Antrag wenden wir uns gegen den 
schleichenden Ausstieg aus der paritätischen Finanzierung. Wir wenden uns gegen die 
weitere Privatisierung von sozialen Risiken, gegen die Abwälzung der Kosten auf uns 
alle. Stimmt deshalb mit uns für unseren Antrag! – Danke schön. (Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Danke schön, Gabi. – Ich bitte nun Rolf Benz aus dem Landesbezirk Baden-
Württemberg mit der Teilnehmernummer T041 zum Rednerpult. (Beifall) Lieber Rolf, du 
hast das Wort. 

ROLF BENZ (Freiburg) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte hier noch einmal die Gabi unterstützen 
und bitte die Antragskommission schon zu Beginn meines Redebeitrags, doch noch 
einmal nachzudenken. Ich möchte das zusätzlich begründen. 

Die Antragskommission hat hier keinen einfachen Antrag vor sich liegen gehabt, weil er 
alle fünf Säulen des sozialen Sicherungssystems sehr grundsätzlich angepackt hat. Ich 
habe bei eurer Begründung sehr genau zugehört. Ihr habt im Wesentlichen drei der 
acht Punkte hier angeführt, die euch letztendlich zu dem Ergebnis gebracht haben, 
den Antrag abzulehnen. Ich möchte dazu kurz Stellung nehmen, weil ich mich der 
Mühe unterzogen habe, diesen Antrag mit den anderen Anträgen des Sachgebiets C 
abzugleichen, und zwar vor dem Hintergrund, wo Annahme empfohlen wurde und aus 
welchem Antrag Material gemacht wurde. Dann komme ich zu der Auffassung, dass 
der erste Punkt der paritätischen Finanzierung des sozialen Sicherungssystems 
insbesondere bei der gesetzlichen Krankenversicherung und bei der Arbeitslosen-
versicherung immer ganz klar mit Annahme herausgestellt wurde. Daher glaube ich, 
dass niemand hier im Raum ist, der der Auffassung ist, dass die gesetzliche 
Rentenversicherung nicht mehr paritätisch finanziert werden sollte. (Beifall) 

Zweiter Punkt. Es wird vom Antragsteller gefordert, dass die letzte Rentenreform, 
nämlich die Anhebung des Renteneintrittsalters, rückgängig zu machen ist. Das ist 
natürlich eine sehr harte Ausdrucksweise; das weiß ich, das wissen wir. Aber, 
Kolleginnen und Kollegen, wir haben das Thema „Rente mit 67“ auch in anderen 
Anträgen sehr intensiv aufgenommen, und wir haben es immer vor dem Hintergrund 
flexibler Übergänge zwischen 60 und 67 diskutiert. Das war das innere Wollen der 
Antragsteller. 

Beim dritten Punkt, Kolleginnen und Kollegen, gebe ich euch recht. Ich kann nach-
vollziehen, dass ihr zu der Auffassung gekommen seid, dass nicht allein die gesetz-
liche Rentenversicherung die Sicherung des Lebensstandards gewährleistet. 

Aber beim vierten Punkt, Kolleginnen und Kollegen, habe ich erhebliche Zweifel, 
nämlich beim Thema der Berufsunfähigkeitszusatzversicherung, um nicht zu sagen: 
Ich habe hier eine generell andere Auffassung. 

Ich bin einer, der sich immer mit Sozialpolitik beschäftigt hat. Ich erwähne die 
Rentenreform 2001. Wir hatten hier letztendlich die Situation, dass die vor 1961 
geborenen Versicherten weiterhin eine Berufsunfähigkeitsversicherung im gesetzlichen 
Sinn haben, allerdings nicht mehr auf dem Niveau von 75 Prozent einer Erwerbs-
minderungsrente, sondern nur noch von 50 Prozent. Wenn sich das, was hierzu gesagt 
wird, dass es nämlich eine Ungleichbehandlung gegenüber den Ungelernten ist, 
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durchsetzen würde, dann hätten wir so konsequent sein müssen und in 2001 sagen 
müssen: Auch für die vor 1961 Geborenen gibt es nicht diesen sogenannten 
Vertrauensschutz. – Genau das haben wir nicht gemacht, und es war gut, dass wir das 
nicht gemacht haben. (Beifall) 

Bei den Punkten 5 bis 8 seid ihr wohl der Auffassung gewesen, dass das richtig ist, 
was die Antragsteller fordern. 

Zu dem Punkt 8 noch eine kleine Ergänzung zu dem, was meine Kollegin Gaby gesagt 
hat. Wir sind ja jetzt in der spannenden Zeit der Koalitionsverhandlungen. Das Thema 
Gesundheit ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt, und wir warten mit Spannung darauf, 
was am Schluss in der Koalitionsvereinbarung zu dem Thema stehen wird.  

Kolleginnen und Kollegen, was wird dabei herauskommen? Ich glaube, es wird keine 
Bürgerversicherung geben. Das können wir von der Koalition nicht erwarten. Ich 
glaube auch nicht, dass sich die alte Kopfpauschale in CDU-Prägung in den 
Koalitionsverhandlungen durchsetzen wird. Aber ich habe die große Sorge, dass die 
Zuzahlungspolitik für uns Beschäftigte und Versicherte verschärft wird. Ich glaube, 
dass diese Koalition durch dieses Nadelöhr gehen und sagen wird: Dann wird es so 
sein, dass unsere Versicherten wieder mehr zuzahlen müssen. Auch das, Kolleginnen 
und Kollegen, höhlt letztlich die Krankenversicherung aus. 

Langer Rede kurzer Sinn: Freunde von der Antragskommission, ich weiß, ich habe es 
anfangs gesagt, das ist kein einfacher Antrag gewesen. Aber ich bitte euch, denkt 
noch mal nach. Zu zweieinhalb Punkten von acht Punkten sagt ihr, da seid ihr anderer 
Auffassung. Wir haben auf diesem Kongress auch schon öfter mal die Idee gehabt: 
Wenn so viele Punkte richtig sind und nur ein paar wenige nicht ganz in die Linie 
hineinpassen, haben wir zum Beispiel Annahme als Material beschlossen.  

In der Gesamtschau folge ich der Kollegin Gaby. Denkt nach, ob ihr hier nicht doch 
Zustimmung empfehlen könnt.  

Vielen Dank. (Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Mir liegen zwei weitere Wortmeldungen vor. Ich bitte nun Dennis Schwetje - - -  

Es gibt einen Antrag zur Geschäftsordnung. Bitte, Hans-Peter Kaub, du hast das Wort. 

HANS-PETER KAUB (Antragskommission) 

Schönen Dank. – Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich möchte vorschlagen, um einen 
einfacheren Ablauf stattfinden zu lassen, den Antrag C 033 zu vertagen nach C 050. 
Der Antrag C 050 enthält zu diesem Thema eine allumfassende Darstellung. Ich 
glaube, dass sich die Diskussion dann auch völlig anders führen lässt und wir dann 
unter Umständen auch unsere Empfehlung entsprechend anpassen müssen. (Beifall) 

Guckt mal nach; der Antrag C 050 ist wesentlich weitergehender als der Antrag C 033. 
Ich schlage daher vor, den zu vertagen nach C 050. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Dann bitte ich um die Stimmabgabe, wer dafür ist, dass wir den Antrag C 033 hinter 
den Antrag C 050 verschieben. Wer ist dafür? – Danke schön. Wer ist dagegen? – 37. 
Wer enthält sich? – Danke schön. Somit ist der Antrag C 033 gegen 37 Stimmen 
und bei drei Enthaltungen hinter den Antrag C 050 verschoben. 

Die beiden Redner Dennis Schwetje und Oliver Oster können sich dann melden und 
werden dann aufgerufen. Ist das okay für euch? – Okay; danke schön. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben eine weitere Kaffeepause von 11 Uhr bis 
11.20 Uhr. In der Kleinen Eilenriedehalle findet eine Ausstellung statt. Der Landes-
bezirk Rheinland-Pfalz/Saarland präsentiert das Zielgruppenprojekt „Mitarbeiter-
befragung, Familien und Beruf“. Danke schön. 

(Unterbrechung von 11.05 Uhr bis 11.34 Uhr) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte euch, Platz zu nehmen, so dass wir fort-
fahren können.  

Wir fahren mit dem  

Antrag C 034 

Ausbau und Stärkung der ehrenamtlichen Versichertenältestenarbeit 

fort. Bitte, lieber Ingo, du hast das Wort.  

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich nehme an, die Pause hat uns allen gut getan.  

Ich möchte mit dem  

Antrag C 034 

Ausbau und Stärkung der ehrenamtlichen Versichertenältestenarbeit 

fortfahren.  

Der Antrag hat die Zielsetzung, die positiven Erfahrungen mit der Funktion des 
Versichertenältesten zu stärken und auszubauen. Wir empfehlen Annahme.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den 
bitte ich um das Stimmzeichen. – Danke schön. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 
– Danke schön. Somit ist die Empfehlung einstimmig angenommen.  

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Es folgt der  

Antrag C 035 

Sozialpolitik 

Berechnungsgrundlage zum Elterngeld. 

In der Frauen- und Gleichstellungspolitik ist die Einführung des Elterngelds begrüßt 
worden. Sicherlich ist es sinnvoll, den Fokus bei der Berechnung auf einkommens-
schwachen Familien zu haben, was in diesem Antrag gefordert wird. Wir empfehlen 
deshalb Annahme.  
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Ich bitte um das Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. - 
Danke schön. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Somit ist die Empfehlung 
einstimmig angenommen. Danke schön.  

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich rufe jetzt den 

Antrag C 036 

Kindergeld 

sowie den 

Antrag C 037 

Kindergeld 

und den 

Antrag C 038 

Anhebung der Einkommensgrenze zum Bezug des Kindergeldes 

auf, die diesem Antrag als Material zugeordnet werden. Der Antrag C 036 hat die Ziel-
setzung, unseren politischen Einfluss geltend zu machen, die Einkommensgrenze für 
den Bezug von Kindergeld weiter zu erhöhen und die Sicherstellung bis zum Ende der 
Ausbildung auch durch tarifliche Regelungen zu ermöglichen. Wir empfehlen An-
nahme.  

Der Antrag C 037 ist mit dem Antrag C 036 wortidentisch. Unsere Empfehlung hier: 
erledigt durch die Annahme von C 036.  

Der Antrag C 038 - Anhebung der Einkommensgrenze zum Bezug des Kindergeldes – 
soll als Material zugeordnet werden, da sein Antragsbegehren in dem Antrag C 036 
berücksichtigt ist. Wir empfehlen Annahme als Material zu C 036.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Zum Antrag C 038 liegt mir eine Wortmeldung vor. Als Antragsteller bitte ich Felix 
Schultz aus dem Landesbezirk Nordrhein mit der Delegiertennummer D190 zum 
Rednerpult.  

Lieber Felix, du hast das Wort. (Beifall) 

FELIX SCHULTZ (Nordrhein) 

Danke schön.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin Felix Schultz, Delegiertennummer D190, aus 
dem Bezirk Leverkusen.  

Das Thema Kindergeld ist uns und gerade den jungen Menschen an den Schulen und 
Hochschulen und in der Ausbildung sehr wichtig. Daher haben wir die Anträge über 
viele Wege nicht nur zum Kongress und zur Bundesjugendkonferenz, sondern auch zu 
den Konferenzen des DGB geschickt. Dort haben wir von den anderen Einzel-
gewerkschaften – das passiert uns ja nicht sehr oft – sehr viel Zuspruch bekommen.  
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Wir haben auch schon einen ersten Schritt zu einer Diskussion für eine positive 
Änderung der Einkommensgrenze getan und eine Onlinepetition eingereicht. Diese 
haben bis jetzt bereits über 600 Menschen unterschrieben. Ich möchte die Petition 
kurz vorlesen:  

„Der Deutsche Bundestag möge beschließen:  

Der Kindergeldfreibetrag ist mit den regelmäßigen Durch-
schnittseinkommenserhöhungen oder der jährlichen Infla-
tionsrate zu koppeln. Die starre Struktur der Freibetrags-
grenzen, die nur unregelmäßig durch den Gesetzgeber 
verändert werden, macht eine Kopplung des Grenzbetrages 
an Inflation oder die durchschnittliche Einkommenserhöhung 
nötig.“ 

Ich bitte daher jetzt die Antragskommission, diese Kopplung in die Anträge mit 
aufzunehmen, das heißt, dass die Beitragsbemessungsgrenze an die Inflation oder die 
durchschnittliche Einkommensentwicklung angepasst wird. (Beifall) 

Euch, liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte ich, diese Anträge und auch unsere 
Onlinepetition zu unterstützen. Ihr habt ja nebenan die Möglichkeit, das über Internet 
zu  machen. Vielen Dank. (Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (PRÄSIDIUM) 

Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Antragskommission. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, der Antragskommission hat der Antrag der Jugend 
bereits vorgelegen. Es ist natürlich jetzt ein bisschen kompliziert, weil eine schriftliche 
Änderung im Vorfeld der Anträge eigentlich nicht möglich ist, aber auf dem Kongress 
selbstverständlich entschieden werden kann. Hier greift § 3 Absatz 3 unserer 
Geschäftsordnung. Das heißt, wir müssten jetzt über die Empfehlung der Antrags-
kommission abstimmen. Wenn ihr der Meinung seid, dass das Wort „Anhebung“ durch 
„Dynamisierung“ ersetzt wird, müsstet ihr jetzt unsere Empfehlung ablehnen. Danach 
würde dann über den Änderungsantrag der Jugend abgestimmt. (Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Dann verfahren wir so. Ich bitte nun um das Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der 
Antragskommission ist. (Heiterkeit und Beifall) 

Dann bitte ich um das Kartenzeichen, wer gegen die Empfehlung der Antrags-
kommission ist. (Beifall) Danke schön. Wer enthält sich? – Danke schön. Dann ist die 
Empfehlung der Antragskommission einstimmig abgelehnt worden. (Beifall) 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Somit würde jetzt der Antrag C 038 neu heißen: Anstelle von „Anhebung“ würde 
„Dynamisierung“ stehen. Auch in der Zeile 2, in der „Erhöhung“ steht, würde 
„Dynamisierung“ stehen. Ich bitte dann, über diesen Antrag abstimmen zu lassen.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Ich bitte um das Kartenzeichen für den Antrag 
C 038 und die Empfehlung der Antragskommission mit Änderung. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Kartenzeichen. – Danke schön. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 
– Dann ist der Empfehlung der Antragskommission mit einer Enthaltung Folge 
geleistet. (Beifall)  
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INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Kommen wir nun zum  

Antrag C 039 

Keine Einführung eines Betreuungsgeldes  

Die Frauen der IG BCE haben im Rahmen der Kampagne „Familienbewusste 
Personalpolitik – Eltern sind Leistungsträger“ stets den Dreiklang aus Zeit, Geld und 
Infrastruktur betont. Zur Umsetzung der Sozialpartnervereinbarung für eine chancen-
gleiche und familienbewusste Personalpolitik gemeinsam mit dem Bundesarbeit-
geberverband wurde ein Maßnahmenkatalog für die Betriebe erarbeitet, um die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie in Bezug auf Kinderbetreuung und/oder Pflege zu 
ermöglichen. 

Der Bundesfrauenausschuss hat sich gegen die Einführung eines Betreuungsgeldes 
ausgesprochen. Stattdessen wird gefordert, diese Mittel zum Auf- und zum Ausbau 
einer qualitativ hochwertigen Kinderbetreuung zu nutzen, um Kindern die Chance auf 
eine gute Bildung und Ausbildung zu geben und um Eltern in ihrer eigenständigen 
Berufstätigkeit zu unterstützen. Das Betreuungsgeld für Frauen hängt von einer 
eigenständigen Berufstätigkeit ab und macht deshalb weder volkswirtschaftlich noch 
gleichstellungspolitisch Sinn. Deshalb empfiehlt die Antragskommission Annahme.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wir kommen zur Abstimmung. Es liegen mir keine Wortmeldungen vor. Ich bitte um 
das Kartenzeichen, wer für die Empfehlung der Antragskommission ist. – Danke 
schön. Wer ist dagegen? - Niemand. Wer enthält sich? – Alles klar. Danke schön. 
Somit ist der Empfehlung der Antragskommission mit einer Enthaltung gefolgt 
worden. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Es folgt nun der Themenbereich 

Gesundheit/Pflege  

im Block C. 

Ich rufe hierzu  

Antrag C 040 

Krankenversicherung der Zukunft  

auf. 

Der Antrag orientiert sich an den Leitbildern Wettbewerb und Qualität. Darüber hinaus 
wird der Aspekt Innovation im Gesundheitswesen beschrieben. Der Antrag beschreibt 
konkrete Eckpunkte als Anforderung an das Gesundheitssystem der Zukunft. Dabei 
wird die bisherige Position der IG BCE bestätigt, dass auch zukünftig unabhängig von 
der persönlichen Lebenssituation jedem Bürger unseres Landes Leistungen garantiert 
sein müssen. 

Wir empfehlen die Annahme mit der Änderung, das Wort „Krankenversicherung“ in der 
Überschrift durch „Gesundheitspolitik“ zu ersetzen. Es würde dann also neu heißen: 
„Gesundheitspolitik der Zukunft.“ 
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Zu diesem Antrag liegen mir auch keine Wortmeldungen vor. Von daher kommen wir 
zur Abstimmung. Ich bitte um das Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der 
Antragskommission ist. – Danke schön. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Somit 
ist die Empfehlung der Antragskommission mit zwei Gegenstimmen angenom-
men. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich rufe den  

Antrag C 041 

Finanzierung der Gesundheit 

und den  

Antrag C 042 

Paritätische Betragsfinanzierung in der Krankenversicherung wiederherstellen 

auf, den wir dem Antrag C 041 als Material zugeordnet haben. 

Der Antrag C 041 fordert die Wiedereinführung der paritätischen Finanzierung des 
Gesundheitssystems und die Beteiligung aller Bürger entsprechend ihrer finanziellen 
Leistungsfähigkeit. Darüber hinaus wird die Mitversicherung von Familienangehörigen 
ohne Einkommen unterstrichen. Der Antrag unterstreicht den solidarischen Grund-
gedanken.  

Die Empfehlung der Antragskommission lautet Annahme. 

Der Antrag C 042 wurde dem Antrag C 041 als Material zugeordnet. Das Antrags-
begehren ist dort bereits berücksichtigt. Wir empfehlen Annahme als Material zu 
C 041.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Zu diesen Anträgen liegen mir auch keine Wortmeldungen vor. Von daher kommen wir 
zur Abstimmung. Ich bitte um das Stimmzeichen, wer für die Empfehlung der 
Antragskommission ist. – Danke schön. Wer ist dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Danke schön. Somit ist der Empfehlung gefolgt worden. 

Wir haben einige Änderungen. Da wir vorhin einzeln über den Antrag C 038 
abgestimmt haben, fiel er somit aus der Materialzusammenfassung heraus. Deshalb 
müssen wir jetzt über die Anträge C 036 und C 037 einzeln abstimmen.  

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Dann rufe ich noch einmal  

Antrag C 036 

Kindergeld  

und  

Antrag C 037 

Kindergeld  
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auf, die beide wortidentisch sind. Ich glaube, die Begründung muss ich nicht noch 
einmal vorlesen. Beide Anträge werden zur Annahme empfohlen. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Mir liegt gleich eine Wortmeldung vor. Sascha, komm gleich hoch! Ich erteile nun 
Sascha Held aus dem Landesbezirk Hessen/Thüringen mit der Delegiertennummer 
D209 zum Antrag C 036 das Wort. 

SASCHA HELD (Darmstadt) 

Der Antrag C 036 wurde in ähnlicher Form oder in genau der Form bereits auf der 
Bundesjugendkonferenz behandelt und wurde dort abgelehnt.  

Es verwirrt vielleicht einige: Warum ist die Jugend gegen Kindergeld? Das sind wir 
nicht. Wir finden es gut. Wir finden auch die Form, in der wir jetzt den Antrag C 038 
geändert haben, sehr gut. Was in dem Antrag C 036 steht, bedeutet allerdings, dass 
jeder Auszubildende bis zum Ende seiner Ausbildungszeit weiterhin Kindergeld 
erhalten soll. Das halten wir nicht unbedingt für richtig. Kindergeld sollten die 
bekommen, die bedürftig sind.  

Wir haben sehr gute Ausbildungsvergütungen in der chemischen Industrie. Nicht jeder 
benötigt das Kindergeld. Die Kolleginnen und Kollegen, die für eine Lehre umziehen 
müssen - und das sind viele -, brauchen Geld, aber nicht unbedingt das Kindergeld, 
sondern wir müssten andere Möglichkeiten finden, sie zu unterstützen. Ich würde 
übrigens die Betriebsräte aufrufen, Betriebsvereinbarungen abzuschließen, die diesen 
Kollegen eine Sonderzahlung pro Monat ermöglichen. 

Wer das Bildungspositionspapier der IG BCE-Jugend gelesen hat, der wird darin 
sehen, dass wir freie Kindergärten und freie Krippenplätze wollen und dass wir 
Schulen ohne Zuzahlung fordern, dass also dort kein Geld der Jugendlichen bzw. der 
Eltern benötigt wird, wie es momentan der Fall ist. Es wäre besser, das Geld, das für 
die Erhöhung des Kindergeldes oder des Freibetrags ausgegeben würde, damit mehr 
Leute Kindergeld beziehen, in unsere Bildungsstätten bzw. in unsere Kinder-
betreuungsstätten zu stecken. Davon hätten alle mehr, die Eltern, die Kinder und die 
komplette Gesellschaft. 

Deshalb bitte ich euch - auch wenn ich weiß, dass hier viele Eltern sitzen -, gegen die 
Empfehlung der Antragskommission zu stimmen und diesen Antrag somit abzulehnen. 
Der Antrag C 038, wie er jetzt beschlossen worden ist, deckt das ab, was wir 
brauchen. Wenn mehr Kosten entstehen, weil die Inflation steigt, muss auch der 
Kinderfreibetrag steigen. Allerdings sollte Kindergeld nur an diejenigen gezahlt werden, 
die auch bedürftig sind. – Ich danke für eure Aufmerksamkeit. (Beifall)  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Ein Antrag von der Antragskommission? – Hans-Peter, du hast das Wort. 

HANS-PETER KAUB (Antragskommission) 

Vielen Dank. Das ist kein Antrag, sondern ein Beitrag. Ganz kurz: Ich bin Familienvater. 
Ich habe zwei Kinder in der Ausbildung. Ich nage mit Sicherheit nicht am Hungertuch, 
aber ich bin froh über das Kindergeld, das ich kriege, weil Kinder in der Ausbildung 
ganz einfach teuer sind. Ich denke, der Staat und die Allgemeinheit können ihren 
Beitrag dazu leisten, die Kinder zu erziehen und die Erziehung zu finanzieren. Die 
Studiengebühren sind teuer genug. (Beifall) 
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INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Die Antragskommission hat noch kurz beraten. Wir bleiben bei unserer Empfehlung: 
Annahme der Anträge C 036 und C 037. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte um das Stimmzeichen. Wer für die Empfehlung 
der Antragskommission ist, den bitte ich um das Stimmzeichen. – Dankeschön. Wer ist 
dagegen? – Dankeschön. Wer enthält sich? – Somit ist die Empfehlung der Antrags-
kommission mit 26 Gegenstimmen und fünf Enthaltungen angenommen.  

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Bei welchem Antrag waren wir jetzt? – Ich rufe auf 

Antrag C 043 

Senkung der Mehrwertsteuer auf Arzneimittel 

Von der Senkung der Mehrwertsteuer auf Arzneimittel – also der Senkung der 
Mehrwertsteuer auf 7 % – profitieren gerade die Personen, die durch gesundheitliche 
Einschränkungen sowieso schon beeinträchtigt sind. Wir empfehlen die Annahme.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den 
bitte ich um das Stimmzeichen. – Dankeschön. Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Somit ist die Empfehlung angenommen.  

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich rufe auf 

Antrag C 044 

Gesundheitsförderung (An apple a day keeps the doctor away) 

Die Zielsetzung des Antrags ist es, den Präventionsgedanken in der Gesundheits-
förderung stärker zu berücksichtigen. Insbesondere soll das Thema Gesundheits-
förderung bei den Azubis platziert werden, damit Folgekosten und die Erhaltung der 
Leistungsfähigkeit positiv beeinflusst werden. Wir empfehlen die Annahme.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Hierzu liegt mir eine Wortmeldung vor. Ich bitte Verena Eisenacker vom Landesbezirk 
Bayern mit der Delegiertennummer D315 ans Rednerpult. Liebe Verena, du hast das 
Wort.  

VERENA EISENACKER (Bayern) 

Mein Name ist Verena Eisenacker, Landesbezirk Bayern, Bezirk Altötting. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, Gesundheitsförderung ist besonders für die Jugend ein 
wichtiges Thema. Unter dem Motto „Gesunder Mensch im gesunden Unternehmen“ 
sind schon einige sehr gute Aktivitäten am Laufen. Vor allem aber muss mehr über 
richtige Ernährung und körperliche Fitness informiert werden. In den Betrieben müssen 
entsprechende Angebote realisiert werden; zum Beispiel Rückenschule und Sportan-
gebote in Zusammenarbeit mit den Werksärzten oder ein gesundes Ernährungs-
angebot in den Kantinen. 
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Die Rente mit 67 ist beschlossen, die Lebenserwartung steigt. Deshalb ist es wichtig, 
diese erhöhte Lebensarbeitszeit mit gutem und gesundem Leben zu füllen. Nur 
gesunde Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind motiviert, leistungsstark und mit 
Freude am Schaffen. Natürlich müssen die Arbeitsbedingungen altersgerecht ange-
passt werden, das ist keine Frage. Was bringt uns jedoch der schönste, angenehmste 
und ergonomischste Arbeitsplatz, wenn ungesunde Ernährung und zu wenig Bewe-
gung den Menschen trotzdem krank machen? 

Die IG BCE soll sich für die Gesundheitsförderung einsetzen. Hier sind viele Projekte 
im Gesundheitsbereich möglich und auch weiter notwendig. Ich bin Jugend- und 
Auszubildendenvertreterin bei der Wacker Chemie. Wir haben begonnen, dieses 
Thema zu bearbeiten. Dabei ist vor allem deutlich geworden: Die Azubis sind sehr an 
diesem Thema interessiert und arbeiten sehr gern mit uns. Wir haben zum Beispiel in 
der Planung, in den Azubi-Wohnheimen Kochkurse anzubieten oder vergünstigte 
Sportangebote auszuhandeln. In diesem Sinne: An apple a day keeps the doctor 
away. Die IG-BCE-Jugend wird euch jetzt mit Äpfeln versorgen. (Beifall – es werden 
Äpfel an die Teilnehmer ausgeteilt.) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Haben alle einen Apfel bekommen? – (Beifall) Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
hoffe, ihr seid jetzt nicht zu sehr beeinflusst. Jedenfalls hoffe ich, dass euch der Apfel 
geschmeckt hat oder noch schmeckt. Wir kommen zur Abstimmung über die 
Empfehlung zu Antrag C 044. Ich bitte um das Stimmzeichen. Wer ist für die 
Empfehlung? – Dankeschön. Wer ist dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Somit ist 
die Empfehlung mit einer Gegenstimme und bei einer Enthaltung angenommen. 
Dankeschön. (Beifall) 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich rufe auf 

Antrag C 045 

Schnellere Aufnahme neuer Untersuchungs- und Behandlungsmethoden in den 
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). 

Der Antrag ermöglicht den Patienten nach seiner Umsetzung eine optimale Versorgung 
und Behandlung. Empfehlung: Annahme.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den 
bitte ich um das Stimmzeichen. – Dankeschön. Wer ist dagegen? – keiner. Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Somit ist die Empfehlung einstimmig 
angenommen. Dankeschön.  

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Wir kommen zu 

Antrag C 046 

Gesundheit im Betrieb 

Der Antrag beschreibt das Handlungskonzept Gesundheit im Betrieb, das für die 
IG BCE ein zentrales betriebspolitisches Thema ist. Das Thema ist Querschnitts-
aufgabe der Organisation und mit einer hohen Selbstverpflichtung verbunden. Im 
Antrag wird das ganzheitliche betriebliche Gesundheitsmanagement beschrieben. Der 
Antrag gibt eine klare Handlungsorientierung. Daraus folgt die konsequente Fort-
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setzung unserer Kampagne „Gesunder Mensch im gesunden Unter-nehmen“. Wir 
empfehlen die Annahme des Antrags.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen dazu liegen mir nicht vor. Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer für 
die Empfehlung der Antragskommission ist, den ich bitte um das Stimmzeichen. – 
Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. Gibt es 
Enthaltungen? – Auch nicht. Somit ist die Empfehlung einstimmig angenommen. 
Danke schön. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Es geht weiter mit: 

Antrag C 047 

Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit 

Der Antrag hat die Zielsetzung, neue Herausforderungen in Arbeitsschutz und 
Arbeitssicherheit, bedingt durch den demografischen Wandel, zu beschreiben. Er 
fordert eine Stärkung der Prävention zur Verhinderung von Arbeitsunfällen, Berufs-
krankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren. Ziel dabei ist es, Unterneh-
men zu überzeugen, dass Arbeitsschutz eine Investition ist, die sich lohnt und die 
Betriebsabläufe und Geschäftsprozesse verbessert. Bessere Arbeitsbedingungen 
vergrößern letztlich die Chancen der Mitarbeiter, gesund aus dem Arbeitsleben 
auszuscheiden. 

Weiterhin ist es Ziel, die gesetzliche Unfallversicherung zu erhalten und die Selbstver-
waltung zu stärken. Auch wird es ein weiteres Ziel sein, den Arbeitsschutz in kleinen 
und mittelständischen Betrieben zu schaffen und zu verbessern. Durch eine gemein-
same deutsche Arbeitsschutzstrategie, an der die IG BCE beteiligt ist, wird sicher-
gestellt, dass die Akteure im Arbeits- und Gesundheitsschutz ihre Ziele und Aktionen 
besser abstimmen und die Aktivitäten bündeln.  

Wir empfehlen Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen zu diesem Antrag liegen mir nicht vor. Dann kommen wir zur 
Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den ich bitte um das 
Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt 
es Enthaltungen? – Auch nicht. Somit ist die Empfehlung einstimmig angenommen. 
Danke schön. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich rufe auf: 

Antrag C 048 

Pflegezeitgesetz weiterentwickeln 

Der Antrag C 048 fordert die Weiterentwicklung des Pflegezeitgesetzes, insbesondere 
der Pflegezeitmodelle. Die Regelungen für bezahlte Freistellungen sollten gesetzlich 
verbessert werden. Wir empfehlen Annahme. 
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen zu diesem Antrag liegen mir ebenfalls nicht vor. Daher kommen wir 
gleich zur Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte 
ich um das Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der 
Fall. Gibt es Enthaltungen? – Auch nicht. Somit ist die Empfehlung einstimmig 
angenommen. Danke schön. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich rufe nun den letzten Antrag zu diesem Themengebiet auf: 

Antrag C 049 

Finanzierung der Pflegeversicherung und gesetzliche Umsetzung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs 

Zielsetzung des Antrages ist es, schnellstmöglich eine neue gesetzliche Definition des 
Pflegezeitbegriffs umzusetzen. Der neue Pflegebegriff soll bisher ausgeschlossene 
Erkrankungen berücksichtigen und damit den Zugang zur Absicherung einer 
menschenwürdigen Pflege ermöglichen. Wir empfehlen Annahme. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Wortmeldungen zu diesem Antrag liegen mir nicht vor. Wir kommen daher zur 
Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt 
es Enthaltungen? – Das ist auch nicht der Fall. Somit ist auch diese Empfehlung 
einstimmig angenommen. Danke schön. 

INGO WELLNITZ (Antragskommission) 

Ich bedanke mich für eure Aufmerksamkeit und übergebe nun an den folgenden 
Kollegen. Auch wenn es ein bisschen holperig lief: Glückauf! (Beifall) 

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Ich danke dir, Ingo. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen nun die Antrags-
beratung mit dem Themengebiet Rente fort. Bevor ich den Antrag C 050 aufrufe, 
möchte ich darauf hinweisen, dass wir vorhin beschlossen haben, den Antrag C 033 in 
den Block „Rente“ mit einzubauen, so dass wir nach dem Antrag C 050 den Antrag  
C 033 behandeln werden.  

Ich rufe auf: 

Antrag C 050 

Alterssicherung – armutsfest und flexibel  

Antrag C 051 

Absenkung des gesetzlichen Renteneintrittsalters 

Antrag C 052 

Rückstufung der Regelaltersgrenze von 67 auf 65 Jahre 

Antrag C 053 

Rente mit 67 Jahren  
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Antrag C 054 

Rente mit 67 Jahren  

Antrag C 055 

Einführung eines gesetzlichen Rentensystems für alle ab 65 Jahre 

Antrag C 056 

Abschaffung des Renteneintrittsalters 67  

Antrag C 057 

Gesetzliches Rentenalter senken  

Antrag C 058 

Soziale Sicherungssysteme– Renteneintrittsalter/Rentenbesteuerung  

Antrag C 059 

Renteneintritt nach 45 Versicherungsjahren 

Antrag C 060 

Renteneintritt nach 45 Versicherungsjahren 

Der Antrag C 050 enthält ein klares Bekenntnis zum eingeschlagenen Weg der IG BCE. 
Das bedeutet, die IG BCE steht für die gesetzliche Rentenversicherung, die eine 
armutsfeste Alterssicherung am Ende des Erwerbslebens sicherstellen muss. Eine 
bedarfsorientierte Grundsicherung soll nur in Einzelfällen für die Sicherung der 
Existenz im Alter in Betracht kommen. Der Antrag strukturiert das Thema Rente und 
beschreibt konkrete Handlungsfelder. Aufgrund seiner Komplexität ist er auf diesem 
Themengebiet der Leitantrag. Er beinhaltet auch eine differenzierte kritische Betrach-
tung zum Thema Rente mit 67. Die Empfehlung der Antragskommission lautet hier: 
Annahme. 

Zu Antrag C 051 lautet die Empfehlung: Material zu Antrag C 050. 

Es folgt der Antrag C 052. Die spezielle Thematik dieses Antrags ist bei der 
Umsetzung des Antrags C 050 mit berücksichtigt. Wir empfehlen daher: Annahme 
als Material zu Antrag C 050. 

Antrag C 053. Die spezielle Thematik dieses Antrags ist bei der Umsetzung des 
Antrags C 050 mit berücksichtigt. Unsere Empfehlung ist daher: Annahme als 
Material zu Antrag C 050. 

Es folgt der wortgleiche Antrag C 054, der mit der Zuordnung von C 053 als Material 
zu Antrag C 050 erledigt ist. Empfehlung der Antragskommission: Erledigt durch 
Annahme des Antrages C 053 als Material zu Antrag C 050.  

Antrag C 055. Die spezielle Thematik dieses Antrags ist bei der Umsetzung des 
Antrags C 050 mitberücksichtigt. Unsere Empfehlung ist daher: Annahme als 
Material zu Antrag C 050. 

Auch der Antrag C 056 ist Material zu Antrag C 050. Die spezielle Thematik dieses 
Antrages ist bei der Umsetzung des Antrages C 050 mitberücksichtigt. Wir 
empfehlen: Annahme als Material zu Antrag C 050. 
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Ebenso ist der Antrag C 057 Material, da die spezielle Thematik dieses Antrages bei 
der Umsetzung des Antrags C 050 mitberücksichtigt ist. Empfehlung der Antrags-
kommission: Material zu Antrag C 050. 

Auch der Antrag C 058 ist aus der sich wiederholenden Begründung Material zu 
Antrag C 050. Empfehlung: Material zu Antrag C 050. 

Auch der Antrag C 059 ist Material zu Antrag C 050. Die spezielle Thematik auch hier 
als Anlage zum Antrag C 050. Wir empfehlen auch hier Annahme. 

Abschließend der Antrag C 060 als Material zu Antrag C 050. Auch hier ist die 
Thematik für den Antrag C 050 zu berücksichtigen. Empfehlung der Antrags-
kommission: Annahme als Material zu Antrag C 050. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Klaus-Dieter, auf Grund der Diskussion vorher würde ich dich bitten, den Antrag C 033 
mit aufzurufen und die Empfehlung der Antragskommission dazu zu geben, denn wir 
werden diese Themen auch im Gesamtkomplex diskutieren. 

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Wir werden diesen auf Grund der Diskussionen im Vorfeld separat als Punkt nach 
dieser Abstimmung bearbeiten. (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Dann lassen wir das laufen. Ich habe hierzu Wortmeldungen vorliegen. Die Kolleginnen 
und Kollegen, die sich vorher zu C 033 gemeldet haben, haben sich jetzt zu C 050 
gemeldet. Zunächst Dennis Schwetje aus dem Landesbezirk Nord mit der 
Delegiertennummer D006. Du hast das Wort, Dennis. 

DENNIS SCHWETJE (Alfeld)  

Zunächst für mich zum Verständnis - - 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Moment, da ist noch ein Geschäftsordnungsantrag. – Peter. 

HANS-PETER KAUB (Antragskommission)  

Ich das jetzt nicht verstanden: Machen wir den C 033 separat anschließend? 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Die Wortmeldung ist zu C 050 inzwischen. 

DENNIS SCHWETJE (Alfeld)  

Nein, die ist zu C 033. In dem Moment war noch nicht ganz klar, ob der noch mal extra 
behandelt wird. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Dennis, du hattest drauf geschrieben „zu verschobenem C 033 auf C 050“. Deswegen 
dachte ich, du wolltest jetzt zu C 050 reden. 
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DENNIS SCHWETJE (Alfeld)  

Das war vorhin die Absprache mit den Schriftführern. Dann ist das jetzt zu C 033. Alles 
klar, dann komme ich einfach noch mal. (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Das gilt für den Oliver auch? – Okay. Dann spricht zu C 050 der Horst Schebsdat aus 
dem Landesbezirk Rheinland-Pfalz mit der Delegiertennummer D299. 

HORST SCHEBSDAT (Mainz)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zunächst bitte ich ein wenig um Verständnis: Ich bin 
gesundheitlich ziemlich angeschlagen. Aber ich hoffe, ich werde deutlich machen 
können, was mir auf dem Herzen liegt und, wie ich denke, vielen anderen auch. 

Ich finde Leitanträge und Zusammenfassungen sehr, sehr wichtig. Auch ich persönlich 
habe keine Lust, wie manche Partei über 1200 Änderungsanträge zu beraten, und ich 
glaube, niemand von uns hat dazu Lust. Manchmal aber steckt der Teufel im Detail. 

Im Leitantrag steht, dass die Anhebung des Rentenalters auf 67 Jahre zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht begründbar ist. Kurz darauf folgen mehrere Anträge – wie 
vorgelesen –, die sich ganz konkret damit befassen, das Rentenalter von 67 auf 65 
wieder zurück zu führen.  

Ich denke, in diesem Punkt sollten wir eine deutliche Sprache sprechen. Ich möchte 
mit zwei, drei Worten kurz darauf eingehen. 

Wir alle wissen, Arbeiten mit 67 ist derzeit bei den wenigsten möglich und die 
wenigsten können das. Um es noch deutlicher zu sagen: Wir alle wissen, das ist eine 
staatlich beschlossene Rentenkürzung. Und wenn wir auch einen sehr hervorragenden 
Tarifvertrag haben - wobei ich überzeugt bin und hoffe, dass dieser auch weiterhin auf 
der Tagesordnung ist -, sollte dieser nicht dazu dienen, einzig und allein diese staatlich 
beschlossene Rentenkürzung zu finanzieren. (Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe gesagt, wir müssen eine deutliche Sprache 
sprechen. Deswegen beantrage ich bei der Antragskommission, die separaten Anträge 
separat zur Abstimmung zuzulassen. Nur so können wir deutlich machen, was uns auf 
dem Herzen liegt. Danke. (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Ich habe zu dem Komplex keine weiteren Wortmeldungen. Wünscht die 
Antragskommission noch einmal das Wort? (Widerspruch von der Wortmeldestelle) – 
Augenblick, es kommt noch eine Wortmeldung zum Antrag C 056: Karl-Heinz 
Wellmann, Landesbezirk Baden-Württemberg, Delegiertennummer D267 zum Antrag 
C 056. (Beifall) 

KARL-HEINZ WELLMANN (Kornwestheim)  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, beim Thema „Rente mit 67“ schwillt mir total der 
Hals. Das können nur Politiker sich rausgenommen haben, die vom Arbeitsleben keine 
Ahnung haben.  

Heute Morgen höre ich den Arbeitsminister sagen: Wir gehen gesünder in Rente. Das 
mag sein. Früher war die körperliche Belastung unheimlich maßgebend. Heute aber ist 
der psychische Druck Wahnsinn geworden. Und diese psychischen Belastungen 
führen dazu, dass auch körperliche Gebrechen immer mehr überhand nehmen. 
Deswegen kann ich absolut nicht verstehen, dass man das Rentenalter auf 67 hoch 
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setzt, so nach dem Motto: Na ja, entweder kneift er den Hintern vorher zu – oder er 
nimmt den Rentenabschlag in Kauf. Denn nichts anderes ist es. 

Ich komme aus der Papierindustrie, und wir kommen da nun mal aus 
unterschiedlichen Zweigen, Chemieindustrie und und und. Wenn ich da an manche 
denke, sei es am Hochofen oder am Schmelzofen oder auch an der Papiermaschine: 
Wenn ich da mit 67 rein muss – so viele Herzpillen kann ich gar nicht schlucken, dass 
ich das überstehe. 

Ich kann euch also nur bitten, diese Anträge voll zu unterstützen und das Rentenalter 
wieder runter zu setzen auf eine Rente nach Möglichkeit nach 45 Versicherungsjahren. 
Danke. (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Vielen Dank. Jetzt haben wir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen. Dann bitte ich 
die Antragskommission. 

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Bevor ich fortfahre, ein Hinweis der Antragskommission: Es wurde von einem Kollegen 
angesprochen, dass wir die einzelnen Anträge zu diesem Thema beschließen sollten. 
Hier ist die Antragskommission der Meinung: Wir bleiben bei dem Block, weil zum 
einen der Leitantrag die Verhandlungsbasis ohne festen Daten für die IG BCE offen 
lässt, so dass wir da in Verhandlungen treten können und dort auch weiter das Thema 
nach vorne treiben können, und weil damit die Anträge, die darauf folgen, ent-
sprechend integriert sind in dem Leitthema und in dem Gesamtthema. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Vielen Dank. Dann würde ich jetzt zur Abstimmung kommen. Wer für die Empfehlung 
der Antragskommission ist, das heißt Annahme von C 050 plus die entsprechenden 
anderen Anträge als Material, den bitte ich um das Kartenzeichen. – Danke schön. 
Gegenstimmen? – 30 Gegenstimmen. Enthaltungen? – Fünf Enthaltungen. Damit 
wurde der Empfehlung der Antragskommission gefolgt.  

Bitte, du darfst weiter machen. 

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Bevor ich jetzt weiter in den normalen Ablauf gehe, wie angekündigt die separate 
Bearbeitung des Antrags C 033. Hierzu gebe ich dem Kollegen Peter das Wort. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Peter, bitte. 

HANS-PETER KAUB (Antragskommission) 

Das mag jetzt alles ein bisschen kompliziert sein, aber der Fairness halber sollte man 
den Antrag C033 separat besprechen. 

Wer sich den Antrag durchschaut, wird feststellen, dass große Teile – ich möchte es 
jetzt nicht ausdifferenzieren – im Leitantrag C050 enthalten und exakter beschrieben 
sind. Angesichts der Stringenz unseres Tuns würde ich einfach sagen: Wir ordnen 
diesen Antrag C033 – hier ändern wir unsere Empfehlung – dem Antrag C050 zu. 
(Beifall)  
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DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Als Material? 

HANS-PETER KAUB (Antragskommission) 

Als Material. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Okay. – Mir liegen hierzu noch zwei Wortmeldungen vor. Wir hatten vorhin schon den 
Dennis Schwetje aus dem Landesbezirk Nord mit der Delegiertennummer D006. 
(Beifall) 

DENNIS SCHWETJE (Alfeld) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Intention, die hinter diesem Antrag steckt, ist aus 
meinem Verständnis von einem sozialen und demokratischen Staat vollkommen 
unterstützenswert. Die Bedingungen, die für eine erfolgreiche und gute Demokratie 
gegeben sein müssen, setzen erstens die Schaffung von Mitgestaltungsmöglichkeiten, 
also die Schaffung von Teilhaberechten, und zweitens die Sicherstellung von Teil-
habechancen voraus, um diese Möglichkeiten zu nutzen, das heißt, soziale Ungleich-
heit zu bekämpfen, um jedem die Möglichkeit zu geben, die geschaffenen Rechte zu 
nutzen. 

Das soziale Sicherungsnetz in Deutschland erfüllt diese Bedingungen in der Theorie. 
Franz Müntefering formulierte dies am Sonntag als großen menschengeschichtlichen 
Fortschritt. Dieser Fortschritt stützt sich auf Solidarität, und hier fand ich die Definition 
von Franz sehr treffend: Solidarität heißt Pflichten für alle, aber auch Rechte für alle. – 
Dass diese für alle gleich sein müssen, ist klar. 

Als ich mich inhaltlich mit Sozialpolitik beschäftigt habe, fiel mir auf, dass auch dies die 
Idee der Gründerväter der Bundesrepublik war. Sicherlich lag dies auch mitunter in 
dem fehlenden Glauben, dass die Kapitalmärkte sicher genug seien, bedingt durch die 
Erfahrungen aus den 30er-Jahren. 

So war zu Beginn der Bundesrepublik Deutschland die Intervention des Staats im 
Sinne des sozialen Sicherungsnetzes legitimiert, sinnvoll und notwendig. Die damalige 
Systemkonkurrenz zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem real-sozia-
listischen Block in Osteuropa schärfte dieses Profil der Sozialpolitik Deutschlands, um 
die Überlegenheit des rheinischen Kapitalismus zu demonstrieren. 

Kolleginnen und Kollegen, zu Beginn beschrieb ich die Bedingungen, die notwendig 
sind für eine gute Demokratie. Eine konsequente Sozialpolitik erfüllt die zweite 
Bedingung der Schaffung von Teilhabechancen. Nur dann, wenn kein Bürger davor 
Angst haben muss, den gesellschaftlichen Anschluss zu verpassen oder zu verlieren, 
und somit die Chancengerechtigkeit gegeben ist, kann man von einer demokratischen 
Gesellschaft sprechen. Ich persönlich wünsche mir eine solche demokratische Gesell-
schaft. 

Jedoch stelle ich fest, dass die Entwicklungen in Deutschland eine gefährliche 
Richtung eingeschlagen haben. So lautet heute die Botschaft, dass man nicht mehr 
allein auf den Staat bauen kann und dass man lieber privat vorsorgen sollte, will man 
seinen Lebensstandard und somit seine Teilhabechancen nicht verlieren. Das gestaltet 
sich jedoch aufgrund der Menge an prekärer Arbeit schwierig. 

So wird die Arbeit als Quelle sozialer Sicherung immer mehr zu sozial entsicherter 
Arbeit. Die entsprechenden sozialen Sicherungssysteme können und sollten doch 
prekäre Arbeitsverhältnisse auffangen beziehungsweise sogar verdrängen. Doch im 
Zuge der Privatisierung sozialer Risiken, vor denen bisher der Sozialstaat schützte, 



 39 

wurden diese Leistungen abgebaut, und die Zuzahlungen der Versicherten stiegen. In 
diesem Zusammenhang erhielt auch das Solidaritätsprinzip einen immer engeren 
Rahmen. Und wir erinnern uns: Das ist eine der Stützen dieses Systems. 

War die Grundintention, dass Gesunde für Kranke zahlen, Junge für Alte, und 
Besserverdienende für sozial Schwächere, so wird dieses Prinzip beispielsweise durch 
die Beitragsbemessungsgrenze aufgehoben. Das dynamische System sieht eigentlich 
vor, dass die Finanzierung über das Einkommen der Mitglieder der Solidargemein-
schaft gewährleistet ist. Durch die Beitragsbemessungsgrenze zahlen Menschen mit 
höheren Einkommen allerdings nicht nach ihrer tatsächlichen Leistungsfähigkeit, 
obwohl das dazu führen würde, dass sich die Beitragssätze zugunsten der Gering-
verdiener entwickeln würden. 

Jetzt vergleichen wir es einmal: Wir haben auf der einen Seite einen großen Teil an 
prekärer Beschäftigung. Diese Menschen sind nicht mehr in der Lage, ihre sozialen 
Sicherungssysteme zu erhalten beziehungsweise ihren Lebensstandard zu halten oder 
sich davor zu schützen, abzurutschen und noch weiter abzurutschen. Auf der anderen 
Seite haben wir Menschen, die durchaus leistungsfähig sind, aber trotzdem mit einer 
Kopfpauschale berechnet werden. Ich empfinde das nicht unbedingt als solidarisch. 
(Beifall) 

Weiter kennzeichnet sich dieses Solidarprinzip durch eine paritätische Finanzierung 
von Unternehmen und Versicherten aus. Jedoch kann auch hier von Parität keine Rede 
sein. So beteiligen sich Unternehmen beispielsweise bei der Finanzierung der 
Gesundheitskosten mit weniger als 40 Prozent, weil die Patienten neben der Ein-
zahlung in die gesetzliche Krankenversicherung beispielsweise für Medikamente oder 
den Praxisbesuch Zuzahlungen tätigen müssen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist schon klar, dass die Rückkehr des früheren 
Sozialstaats nicht unbedingt eine Forderung ist, die leicht zu erfüllen beziehungsweise 
praktisch umzusetzen ist. Jedoch finde ich es nicht verkehrt, sich gerade an dieser 
Stelle unserer Grundideale zu besinnen. Solidarität, die Bekämpfung sozialer 
Ungleichheit und die Stärkung der Mitgestaltungsmöglichkeiten in unserer Demokratie 
gehören zu den Grundwerten der Arbeitnehmerbewegungen. 

Ich finde, „vorwärts denken.“ heißt, ein langfristiges Ziel zu haben, und „verantwort-
liches handeln.“ heißt, alles dafür zu tun, damit dieses Ziel nicht aus den Augen 
verloren wird. In diesem Sinne kann ich mich mit der Empfehlung der Antrags-
kommission anfreunden. Doch ich würde mir wünschen, dass das Antragsbegehren 
der C033 als langfristiges Ziel verstanden wird. (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Vielen Dank, Dennis. – Es folgt jetzt Oliver Oster aus dem Landesbezirk Bayern mit der 
Delegiertennummer D349. (Beifall) 

OLIVER OSTER (Mainfranken) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Leitbild der IG BCE heißt es: 

„Wir, die IG BCE, sehen im Sozialstaat ein grundlegendes 
Element unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung und 
wollen an der Zukunftsfähigkeit und notwendigen Moderni-
sierung mitwirken.“ 

Nun gab es in der Vergangenheit Reformen im Sozialversicherungssystem, die den 
Anspruch hatten, dieses zukunftsfähig zu machen und zu modernisieren. Die Antrags-
kommission hat nun in der Begründung ihrer Empfehlung auf die Riester-Reform 
hingewiesen. Darüber hinaus hat sie darauf hingewiesen, dass die IG BCE diese 
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Reform damals mitgetragen hat. Nun stelle ich mir die Frage, ob diese Reform die 
Rentenversicherung wirklich zukunftsfähig gemacht hat. 

Die Reform – so heißt es – war wegen des demografischen Wandels immer 
unausweichlich. Wir werden immer älter und bekommen zu wenig Kinder. Das heißt, 
ein Arbeitnehmer muss langfristig immer mehr Rentner finanzieren. 

Ist diese Entwicklung neu? – Nein. Die demografische Entwicklung mit den 
Auswirkungen, dass unsere Lebenserwartung steigt und dass immer weniger Kinder 
geboren werden, gibt es schon sehr lange. Wie konnte dann aber die gesetzliche 
Rentenversicherung so lange eine sichere Rente garantieren? – Wegen der 
Produktivität. Dieser Punkt wird leider zu selten angesprochen, wenn es um die 
Zukunftsfähigkeit unseres Rentensystems geht. Im Jahre 1800 haben drei Bauern 
einen Städter ernähren können. Heut ernährt ein Bauer 33 Städter. Wir bleiben ja nicht 
auf der Stelle stehen. Die Produktivitätsentwicklung geht ja voran. Unser Wohlstand 
wird größer. Also steigt nicht nur unsere Lebenserwartung. Somit wird der Kuchen 
größer, und es ergeben sich Verteilungsspielräume. 

Wenn wir über Rente diskutieren, aber die Produktivitätsentwicklung außer Acht lassen 
und nur den demografischen Wandel im Fokus haben, begeben wir uns meines 
Erachtens sogar argumentativ auf die Ebene der großen Versicherungskonzerne. Diese 
haben für die Einführung der Riester-Rente mit denselben Argumenten gearbeitet, 
allerdings nicht vor dem Hintergrund und aufgrund der Überzeugung, den Sozialstaat 
zu stärken, sondern aus reinen Profitinteressen. (Beifall) 

Was hat die Riester-Rente nun geändert? Das Niveau der gesetzlichen Renten-
versicherung wurde gesenkt, und die dadurch entstehende Versorgungslücke soll 
dann über eigenverantwortliche private Vorsorge mit staatlicher Bezuschussung ge-
schlossen werden. Ein langjährig Versicherter mit durchschnittlichem oder über-
durchschnittlichem Einkommen und keinen Unterbrechungen in der Erwerbs-biografie 
wird diese Versorgungslücke wohl durch die Riester-Rente schließen können. Dieser 
hat aber auch durch sein Einkommen die Möglichkeit, privat vorzusorgen. Für 
Menschen, die im Niedriglohnsektor tätig sind, besteht diese Möglichkeit in der Regel 
nicht. Das heißt, hier ist Altersarmut vorprogrammiert. Insofern ist die Riester-Reform 
nicht zukunftsfähig und bringt auch keine Modernisierung mit sich, da der Grund-
anspruch, den wir als Gewerkschaften an ein gesetzliches Rentensystem haben 
sollten, nämlich dass Armut im Alter verhindert wird, durch diese Reform nicht erfüllt 
ist. 

Des Weiteren ist durch die Riester-Reform auch die paritätische Finanzierung des 
Rentensystems nicht mehr gegeben. Zwar ist der Beitragssatz für die gesetzliche 
Rentenversicherung noch paritätisch, aber bei der Finanzierung der privaten Vorsorge 
sind die Arbeitgeber finanziell nicht beteiligt. 

Wie der Antrag richtig beschreibt, wurde so das soziale Risiko Altersarmut durch die 
Riester-Rente teilprivatisiert und somit die Solidargemeinschaft geschwächt. Durch 
das Demografieargument wurde diese Reform als alternativlos dargestellt. Dem 
Argument halte ich, wie bereits ausgeführt, das Argument der Produktivitätsentwick-
lung entgegen. 

Eine Alternative zur Teilprivatisierung hätte auch der Wegfall der Beitragsbemessungs-
grenze sein können, kombiniert mit einer Deckelung der Rentenansprüche, wie es in 
der Schweiz praktiziert wird. Die Beitragsbemessungsgrenze ist sozial ungerecht; denn 
sie hat zur Folge, dass Mittelverdiener relativ gesehen mehr von ihrem Einkommen an 
Sozialversicherungsbeiträgen leisten müssen als Besserverdiener. Gerade die Besser-
verdiener sollten hier aber genauso wie alle anderen behandelt werden. Das ist für 
mich gelebte Solidarität, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Beifall) 

Des Weiteren setzt sich der Antrag dafür ein, die Rentenversicherung zu einer 
Erwerbstätigenversicherung auszubauen; denn es ist richtig, alle in unserer Gesell-
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schaft, ob Arbeiter, Angestellte, Selbstständige, Beamte oder Politiker, in die Solidar-
gemeinschaft mit einzubeziehen. 

Bei der Rente mit 67 sind wir uns, glaube ich, relativ einig – es gab zwar eben ein paar 
Unstimmigkeiten –, dass diese Reform klar in die falsche Richtung ging. Die Reform ist 
faktisch eine Rentenkürzung. Es wurde auch nicht berücksichtigt, ob die Beschäftigten 
in diesem Land es überhaupt schaffen, so lange arbeiten zu können. 

Ein weiteres Argument für die Stärkung der gesetzlichen Rentenversicherung ist die 
Sicherheit. Denn die gesetzliche Rentenversicherung hat Wirtschaftskrisen, Währungs-
reform und Kriege überlebt. Das würde eine kapitalgedeckte Rente nicht schaffen. 
Diese Thematik wird wohl auch ein Grund dafür gewesen sein, dass die Motivation der 
Beschäftigten in diesem Land, eine Riester-Rente abzuschließen, stark zurückge-
gangen ist, wie eine Studie im Auftrag der Commerzbank vor kurzem herausfand. 

Worauf ich in meinem Redebeitrag auch noch eingehen möchte, ist die Finanzierung 
der Krankenversicherung. Auch hier ist die Finanzierung nicht mehr paritätisch; das 
wurde eben auch schon mal angesprochen. Durch den Gesundheitsfonds wurde ein 
Einheitsbeitrag für alle Krankenkassen von 15,5 Prozent eingeführt. 7,3 Prozent 
müssen die Arbeitgeber und 8,2 Prozent die Versicherten tragen. Falls die Beiträge zur 
Finanzierung der Krankenkasse nicht ausreichen, gibt es die Möglichkeit für die 
Krankenkassen, Zusatzbeiträge zu erheben. Man glaubt es kaum: Diese Zusatz-
beiträge müssen natürlich nur von den Versicherten beziehungsweise den 
Beschäftigen getragen werden. 

Auch in der Krankenversicherung ist ein Wegfall der Beitragsbemessungsgrenze aus 
finanziellen und Gerechtigkeitsgründen sinnvoll. Ein weiteres Problem ist, dass sich 
Besserverdienende, die ein Einkommen oberhalb der Versicherungspflichtgrenze er-
zielen, aus der Krankenversicherung und somit aus der gesamtgesellschaftlichen 
Solidarität freikaufen können. Das ist, wie ich finde, ein Skandal und führte dazu, dass 
wir mittlerweile in einer Zweiklassenmedizin leben. (Beifall) 

Die Entwicklung der Sozialversicherung in den letzten Jahren hat den Sozialstaat und 
die Solidargemeinschaft geschwächt. Gerade uns als heute junge Generation wird das 
in Zukunft teuer zu stehen kommen. Junge Menschen brauchen auch in Zukunft noch 
einen starken und gerecht finanzierten Sozialstaat.  

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, lasst uns gemeinsam gegen die Privati-
sierung sozialer Risiken, für soziale Gerechtigkeit und Solidarität stimmen. Ich kann 
mich mit der Empfehlung der Antragskommission anfreunden und bitte, dieser zu 
folgen.  

Glück auf! (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Die neue Empfehlung der Antragskommission lautet Annahme als Material zum Antrag 
C 050. Ich bitte jetzt um das Kartenzeichen, wer dafür ist. – Vielen Dank. 
Gegenstimmen? – Vier Gegenstimmen. – Enthaltungen? – Keine Enthaltungen. Somit 
ist der Empfehlung der Antragskommission gefolgt. 

Ich schlage vor, wir unterbrechen zur Mittagspause. Danke schön. (Beifall) 

Ich übergebe das Wort an den Sebastian. 
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte euch, euch um 13.30 Uhr in der Kleinen 
Eilenriedehalle einzufinden. Dort erfolgt die Würdigung der Zielgruppenprojekte durch 
den gHV. 

Ich wünsche euch einen guten Appetit. Um 14.30 Uhr geht es weiter. 

(Unterbrechung von 12.37 Uhr bis 14.31 Uhr) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren mit der Antragsdebatte des Antrags-
blocks C fort. Wir wären dann bei dem Antrag C 61. Ich bitte Klaus-Dieter Mosebach 
für die Antragskommission ans Rednerpult.  

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Danke, Sebastian.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich hoffe, ihr habt gut Mittag gegessen. Bauch voll, 
toll! Das soll euch aber nicht davon abhalten, hier heute Nachmittag ein bisschen zu 
arbeiten.  

Ich rufe den  

Antrag C 061 

Absenkung des Renteneintrittsalters für besonders belastete Berufsgruppen 

und den 

Antrag C 062 

Altersrente nach 43 sozialversicherungspflichtigen Arbeitsjahren ohne 
Abschläge, 

den 

Antrag C 063 

Früherer Rentenzugang für Werksfeuerwehrleute 

sowie den 

Antrag C 064 

Renteneintritt langjährig Versicherter und Schichtarbeiter 

auf, die wir als Material zugeordnet haben.  

Die Zielsetzung des Antrags C 061 ist darauf gerichtet, besonders belasteten 
Berufsgruppen ein früheres Renteneintrittsalter zu gewähren. Insbesondere werden 
Schichtarbeitnehmer, Wach- und Feuerwehrdienste beispielhaft benannt. Bei Werks-
feuerwehrleuten handelt es sich um eine ähnlich besonders belastete Berufsgruppe 
wie zum Beispiel Schichtarbeiter. Bei besonders belasteten Berufsgruppen besteht die 
Gefahr, dass ein immer größerer Teil der Arbeitnehmer mit zunehmendem Alter nicht in 
der Lage ist, den Beruf auszuüben. Für diese belastete Berufsgruppe gilt es, Über-
gangsmöglichkeiten in den Ruhestand zu finden, die die Besonderheiten dieser 
Berufsgruppe in angemessener Weise berücksichtigen. Dabei sind die Möglichkeiten 
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im Rahmen der Erwerbsminderungsrente und der Flexibilität von Übergängen in die 
Rente zwischen 60 und 67 Lebensjahren zu berücksichtigen. Empfehlung der Antrags-
kommission: Annahme.  

Der Antrag C 062 – Altersrente nach 43 sozialversicherungspflichtigen Arbeitsjahren 
ohne Abschläge – ist als Material zugeordnet, da die spezielle Thematik dieses Antrags 
bereits ebenfalls bei der Umsetzung des Antrags C 061 mitberücksichtigt ist. 
Empfehlung der Antragskommission: Annahme als Material zu Antrag C 061.  

Es folgt der Antrag C 063 – Früherer Rentenzugang für Werksfeuerwehrleute. Die 
spezielle Thematik dieses Antrags ist ebenfalls bei der Umsetzung des Antrags C 061 
mitberücksichtigt. Empfehlung der Antragskommission: Annahme als Material zu 
Antrag C 061.  

Abschließend empfehlen wir den Antrag C 064 – Renteneintritt langjährig Versicherter 
und Schichtarbeiter – als Material zu C 061. Die spezielle Thematik dieses Antrags ist 
ebenfalls bei der Umsetzung des Antrags C 061 mitberücksichtigt. Auch hier die 
Empfehlung der Antragskommission: Annahme als Material zu C 061.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Mir liegt eine Wortmeldung zum Antrag C 064 vor, und zwar vom Kollegen Josef Braun 
aus dem Landesbezirk Baden-Württemberg mit der Delegiertennummer T010.  

Ich bitte dich ans Rednerpult. (Beifall) 

JOSEF BRAUN (Karlsruhe) 

Ich bin vom Bezirk Karlsruhe, Baden-Württemberg.  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, das Rentenrecht – das wissen wir alle – ist ein Buch 
mit sieben Siegeln. Lasst mich deshalb gleich zu Beginn eine kurze Anekdote zum 
Rentenrecht erzählen:  

Ein Versichertenältester sitzt am Strand, gräbt im Sand und findet eine alte Amphore. 
Er zieht den Stöpsel heraus, ein Geist kommt heraus und sagt: Du hast einen Wunsch 
frei. – Der Versichertenälteste überlegt kurz und sagt: Ich wäre gerne irgendwann 
einmal nach New York gefahren, aber ich habe kein Geld dazu. – Daraufhin sagt der 
Geist: Das ist überhaupt kein Problem. Du kannst nach New York. – Darauf der 
Versichertenälteste: Doch, es gibt ein Problem. Ich habe nämlich riesige Flugangst. 
Wenn, dann muss du mir eine Straße bauen. – Darauf hat der Geist gesagt: Das ist 
nicht möglich. Das ist einfach zu teuer. – Der Versichertenälteste war traurig und hat 
gesagt: Gut, dann erkläre mir – ich bin ja Versichertenältester in der deutschen 
Rentenversicherung – bitte einmal das neue Versorgungsrecht im Scheidungsfall. – 
Der Geist überlegt kurz und sagt: Wie willst du die Straße, vier- oder achtspurig? 
(Heiterkeit und Beifall)  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, zu den Anträgen C 061 bis C 064 brauche ich 
eigentlich nichts zum Inhalt zu sagen, weil sie schlüssig sind und auch so umgesetzt 
werden sollten.  

Worum es mir geht, ist eine ganz andere Sache: Wenn wir es nicht erreichen, dass wir 
die Menschen vor Ort aufklären, was passiert, wenn sie einmal alt werden und wenn 
sie erwerbsgemindert sind, dann werden wir auch nichts umsetzen können.  

Von meiner Vorrednerin ist schon gesagt worden: Ein Eckrentner, der 45 Ver-
sicherungsjahre lang einbezahlt hat, durchschnittlich verdient hat und mit 65 Jahren in 
Rente geht – nicht vorher – hat einen Rentenanspruch von derzeit brutto 1.185 Euro. 
Davon gehen dann noch rund 10 Prozent Kranken- und Pflegeversicherung weg. Alle, 
die sich im Moment schon über den dritten Lebensabschnitt freuen und planen, 



 44 

müssen dann entweder rechtzeitig vorsorgen, oder sie müssen sich einen reichen 
Lebenspartner suchen.  

Worum es uns und auch mir geht, ist, dass man in Mitgliederversammlungen, in 
Vertrauensleuteversammlungen, Betriebsversammlungen, Ortsgruppe, egal wo, den 
Menschen deutlich macht, dass sie sich auf ihr Alter vorbereiten müssen. Erst wenn 
sie sensibel genug sind, denke ich, können wir genug Druck bei der Politik erzeugen; 
denn als Gewerkschaft allein werden wir das mit Sicherheit nicht schaffen. Darum geht 
es im Grunde genommen. Man muss deutlich machen: Freunde, es hilft nicht, nach 
dem Badischen Dreisatz zu gehen: Zuerst einmal machen wir nichts, dann warten wir 
ab, und dann werden wir schon sehen, was kommt. – Das funktioniert nicht. Das ist 
eigentlich die Bitte zu den drei Anträgen. Ansonsten bitte ich um Zustimmung. Danke. 
(Beifall) 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Danke schön. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Also kommen wir zur 
Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. Gibt es Enthaltungen? – Auch nicht. Somit ist die Empfehlung einstimmig 
angenommen. Danke schön.  

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Ich rufe den 

Antrag C 065 

Vereinheitlichung des Rentenrechts in Deutschland 

und den 

Antrag C 066 

Vereinheitlichung des Rentenrechts in Deutschland, 

auf, der wortidentisch ist.  

Der Antrag C 065 hat den Inhalt, die Vereinheitlichung des Rentenrechts zwischen 
Ost- und Westdeutschland umzusetzen. Empfehlung der Antragskommission: An-
nahme.  

Der Antrag C 065 – Vereinheitlichung des Rentenrechts in Deutschland – ist, wie 
bereits erwähnt, wortidentisch mit dem Antrag C 065. Deshalb empfiehlt die Antrags-
kommission: erledigt durch die Annahme des Antrages C 065.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Zu diesen Anträgen liegen mir keine Wortmeldungen vor. Also kommen wir zur 
Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt 
es Enthaltungen? – Auch das ist nicht der Fall. Somit ist die Empfehlung einstimmig 
angenommen. Danke schön.  

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Es folgt der  
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Antrag C 067 

Grundsicherung zur Abwendung von Altersarmut. 

Hierzu ist Folgendes anzumerken: Der im Antragstext geäußerte Wunsch, eine Grund-
sicherung zur Abwendung von Altersarmut einzuführen, ist bereits realisiert. In der zum 
Jahresbeginn 2003 eingeführten Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
sind ältere und dauerhaft erwerbsgeminderte Personen leistungsberechtigt, sofern sie 
hilfebedürftig sind.  

Die Grundsicherung im Alter ist im Sozialgesetzbuch XII geregelt. Im Jahre 2007 
erhielten in Deutschland rund 733.000 Personen Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung. Die Prüfung eines möglichen Anspruchs auf 
Grundsicherung erfolgt automatisch durch die Rentenversicherungsträger, sobald ein 
gewisser Schwellenwert - ca. 840 Euro – in der gesetzlichen Rentenversicherung 
unterschritten wird. In Kooperation mit den zuständigen Ämtern werden ent-
sprechende Prüfungen veranlasst, um den Rentenantragstellern Hilfe zur Verwirk-
lichung eines möglichen Anspruchs auf Grundsicherung zukommen zu lassen.  

Der Antrag ist als erledigt durch Gesetzgebung zu betrachten. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Vielen Dank.  

Wortmeldungen zu diesem Antrag liegen mir nicht vor. Also kommen wir zur 
Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich jetzt 
um das Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der 
Fall. Gibt es Enthaltungen? – Das ist auch nicht der Fall. Somit ist die Empfehlung 
einstimmig angenommen. Danke schön.  

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Wir setzen die Antragsberatung mit dem  

Antrag C 068 

Rentenerhöhung als Inflationsausgleich  

fort. Hierzu ist wieder eine umfassende Begründung notwendig. 

Der Antrag widerspricht der derzeitigen Rentensystematik und würde im Ergebnis bei 
einer Umsetzung eine Verschlechterung gegenüber der derzeitigen Situation bedeuten. 
Die Orientierung der Rentenerhöhung am Inflationsausgleich ist ein Bruch mit der in 
Deutschland bislang üblichen lohnbezogenen Rente. Der Gesetzgeber hat mit der in 
2009 eingeführten Rentengarantie sichergestellt, dass die Renten nicht gekürzt werden 
können. Eine weitergehende Garantie der Rentenentwicklung entsprechend der 
Inflationsrate würde die Renten von der Entwicklung der Einkommen der aktiv 
Beschäftigten entkoppeln. Der damit verbundene Systemwechsel in der gesetzlichen 
Rentenversicherung müsste außerdem von den aktiv Beschäftigten allein finanziert 
werden. Vor dem Hintergrund des sich wandelnden Verhältnisses von Aktiven zu 
Rentnern dürfte dies mit einer zusätzlichen Belastung der jüngeren Generation 
verbunden sein. 

Empfehlung der Antragskommission: Ablehnung. 

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Auch zu diesem Antrag liegen mir keine Wortmeldungen vor. Also kommen wir zur 
Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
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Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Ich zähle sieben. Danke 
schön. Gibt es Enthaltungen? – Somit ist die Empfehlung der Antragskommission 
mit sieben Gegenstimmen und zwölf Enthaltungen angenommen. 

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Wir kommen zum  

Antrag C 069 

Rente mit 67. 

Dieser Antrag wurde nicht als Material zugeordnet, da er einen eigenständigen Ansatz 
hat, auch wenn die Überschrift dies zunächst nicht berücksichtigt.  

Mit der Kampagne „Mehr Gesundheit! Danke!“ ist in der Frauen- und Gleichstellungs-
politik der Ansatz, alterns- und altersgerechte Arbeitsplätze in den Betrieben zu 
fordern, formuliert worden. Diesen besonderen Fokus noch einmal explizit auf die 
Frauen zu lenken, unterstützt die Arbeit vor Ort in den Betrieben. 

Empfehlung der Antragskommission: Annahme mit der redaktionellen Änderung, die 
Überschrift in „Alterns- und altersgerecht gestaltete Arbeitsplätze“.  

SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Auch zu diesem Antrag liegen mir keine Wortmeldungen vor. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer für die Empfehlung der Antragskommission stimmt, den bitte ich 
jetzt um das Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht 
der Fall. Gibt es Enthaltungen? – Das ist auch nicht der Fall. Somit ist die 
Empfehlung der Antragskommission einstimmig angenommen. 

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Wir kommen zu  

Antrag C 070 

Rentenversicherungsbeiträge für geringfügig Beschäftigte 

Im Rahmen der Delegiertenvorbesprechungen der Landesbezirke wurde sehr um-
fassend über den anstehenden Antrag inhaltlich diskutiert. Da der Antrag C 070 eine 
Verschlechterung gegenüber der derzeitigen Situation bedeuten würde, ist der Antrag-
steller zu dem Schluss gekommen, seinen Antrag zurückzuziehen. Insofern bedeutet 
dies Nichtbefassung. 

Der letzte Antrag im Block C ist der  

Antrag C 042 

Einkommenssicherung im Alter für körperlich besonders belastete 
Arbeitnehmergruppen. 

In diesem Antrag geht es vor allem um die Lohnsicherung im Alter, da bei besonderer 
körperlicher Belastung in zunehmendem Alter eine geminderte Leistung vorhersehbar 
ist. Für diese Berufsgruppe soll eine Lohnsicherung im Alter zwingend eingefordert 
werden.  

Empfehlung der Antragskommission: Annahme. 
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SEBASTIAN WESTPHAL (Präsidium) 

Auch hierzu liegen mir keine Wortmeldungen vor. Wir kommen also zur Abstimmung. 
Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Stimmzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt 
es Enthaltungen? – Das ist auch nicht der Fall. Somit ist auch hier die Empfehlung 
einstimmig angenommen. Vielen Dank. (Zuruf: Zwei Enthaltungen!)  

Entschuldigung, dann wiederholen wir das: Gibt es Enthaltungen zum Antrag C 071? – 
Somit ist der Antrag mit zwei Enthaltungen angenommen. 

KLAUS-DIETER MOSEBACH (Antragskommission) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen noch zum  

Themenblock D  

Bildung/gewerkschaftliche Bildungsarbeit 

Ich gebe das Wort an Suna Aydin weiter. (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen die Antragsberatung jetzt mit Themenblock 
D und mit Suna Aydin fort. Das Sachgebiet ist Bildung, Berufsbildung, Jugend, ein 
Themenblock, der uns ganz besonders am Herzen liegt. Ich wünsche mir auch für den 
Nachmittag genau so lebhafte Diskussionen wie am Vormittag. Du hast das Wort.  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Danke schön. 

Ich rufe den  

Antrag D 001 

Nachwuchsförderung - gewerkschaftliche Bildungsarbeit 

auf. 

Der Antrag beschreibt die Notwendigkeit einer aktiven Nachwuchsförderung, um in 
den Betrieben und vor Ort die kompetente Präsenz der IG BCE sicherzustellen. 
Benannt werden sowohl die relevanten Gruppen sowie unterschiedliche, die jeweiligen 
Funktionen und/oder Aufgaben unterstützender Maßnahmen der gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit. 

Die erfolgreiche Umsetzung der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit ist für die 
Nachwuchsförderung von zentraler Bedeutung. Daher lautet die Empfehlung der 
Antragskommission Annahme. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Zu diesem Antrag liegen mir keine Wortmeldungen vor, so dass wir in die Abstimmung 
eintreten können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. – Vielen Dank. Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. Ent-
haltungen? – Ebenfalls keine Enthaltungen. Danke schön. (Beifall)  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Der nächste Antrag,  
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Antrag D 002  

Wichtigkeit und Erhalt der Bildungsstätte Kagel-Möllenhorst, 

fordert den Erhalt der Einrichtung.  

Die Bildungsstätte in Kagel steht derzeit nicht zur Disposition. Daher lautet die 
Empfehlung der Antragskommission Annahme als Material an den Hauptvorstand. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Hierzu liegen mir ebenfalls keine Wortmeldungen vor, so dass wir direkt in die 
Abstimmung eintreten können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, 
den bitte ich ums Kartenzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – Keine Gegen-
stimme. Enthaltungen? – Ebenfalls keine Enthaltungen. Damit ist der Empfehlung der 
Antragskommission gefolgt. (Beifall)  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Weiter geht es mit dem  

Antrag D 003 

Bildung besser machen! 

Zielsetzung des Antrags ist die Verbesserung der Chancengleichheit und Durchlässig-
keit des Bildungssystems. Die Forderung von gleichen Bildungschancen in einem 
föderalen System durch bundesweite Mindeststandards ist seit langem zentrale 
Position der IG BCE. Daher lautet hier die Empfehlung der Antragskommission 
Annahme. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Auch hierzu liegt mir keine Wortmeldung vor, so dass wir direkt in die Abstimmung 
einsteigen können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich 
ums Kartenzeichen. – Danke schön. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Somit ist 
der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt.  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Ich rufe den  

Antrag D 004 

Bildungspolitische Position  

auf. 

Der Antrag D 004 hat die Zielsetzung, eine qualifizierte Überarbeitung der schulischen 
und beruflichen Bildungssysteme zu fordern. Er beschreibt dazu die notwenigen Eck-
punkte. Daher lautet die Empfehlung der Antragskommission Annahme. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Auch hierzu liegt keine Wortmeldung vor, so dass wir in die Abstimmung eintreten 
können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – Keine. – Enthaltungen? – Ebenfalls 
keine. Somit ist der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt.  

Du kannst weitermachen. 
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SUNA AYDIN (Antragskommission) 

In der Ergänzung der bildungspolitischen Anträge kommen wir nun zu 

Antrag D 005 

Bildung weiterentwickeln 

Der Antrag beschreibt bildungspolitische Positionen der IG BCE, die für die Debatte 
mit dem Gesetzgeber als Eckpfeiler dienen sollen. Daher lautet auch hier die 
Empfehlung der Antragskommission: Annahme.  

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Auch hierzu liegt keine Wortmeldung vor. Wir können direkt in die Abstimmung 
einsteigen. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. – Dankeschön. Gegenstimmen? – Ich sehe keine. Enthaltungen? – ich 
sehe auch keine, somit ist der Empfehlung der Antragskommission einstimmig 
gefolgt worden.  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Es folgt 

Antrag D 006 

Demografischer Wandel 

Dieser Antrag beschreibt die Verbindung zwischen veränderter Beschäftigungs-
struktur, Altersstruktur, Fachkräftebedarf und den damit notwendigen Anstrengungen 
im Bildungssystem. Damit ist dies ein grundsätzlicher Antrag mit zahlreichen 
Kernforderungen zur konstruktiven Gestaltung des demografischen Wandels, zur 
Stärkung der Qualität im Schulwesen und zur Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die berufliche Bildung. Hier lautet die Empfehlung der Antragskommission: 
Annahme.  

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Es liegen keine Wortmeldungen zu diesem Antrag vor, sodass wir zu der Abstimmung 
über die Empfehlung der Antragskommission kommen können. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Kartenzeichen. – Dankeschön. Gegenstimmen? – keine. Enthaltungen? – 
eine. Damit ist der Empfehlung der Antragskommission bei einer Enthaltung 
gefolgt worden.  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Ich rufe auf 

Antrag D 007 

Europäische Harmonisierung der Abschlüsse und Einbindung der beruflichen 
Bildung.  

Der Antrag beschreibt die Notwendigkeit der Harmonisierung und Abstimmung des 
deutschen Systems der beruflichen Bildung mit dem europäischen Bildungssystem. 
Daher lautet die Empfehlung der Antragskommission: Annahme.  
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DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Auch hierzu liegt keine Wortmeldung vor, so dass wir zur Abstimmung kommen 
können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. – Dankeschön. Gegenstimmen? – keine. Enthaltungen? – ebenfalls 
keine. Damit ist der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt 
worden. 

SUNA AYDIN (Antragskommission)       

Es geht weiter mit dem  

Antrag D 008 

Qualifizierung ist unser wesentlicher Standortvorteil 

Der Antrag fordert den Ausbau von Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen auf allen 
Ebenen; insbesondere hinsichtlich der Ausbildungsplatzsituation. Hier lautet die 
Empfehlung der Antragskommission: Annahme.  

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Auch zu Antrag D 008 gibt es keine Wortmeldungen, so dass wir zur Abstimmung 
kommen können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. – Dankeschön. – Gegenstimmen? – keine. Enthaltungen? – Damit 
ist der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt worden.  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Ich rufe auf 

Antrag D 009 

Bildungsurlaub für politische Veranstaltungen 

und 

Antrag D 010 

Bildungsurlaub, 

den wir als Material zugeordnet haben. Zielsetzung des Antrags D 009 ist die 
Forderung nach einem Bildungsrlaub, der sowohl berufliche als auch politische 
Maßnahmen anerkennt. Der Antrag ist ein berechtigter Kongressklassiker, da wir nach 
wie vor in allen Bundesländern Bildungsurlaub fordern. Der Antrag D 010 – 
Bildungsurlaub – ist Antrag D 009 als Material zugeordnet, da das Begehren bereits im 
vorherigen Antrag berücksichtigt ist. Daher lautet die Empfehlung der Antrags-
kommission zu Antrag D 009: Annahme. Zu Antrag D 010 lautet die Empfehlung: 
Annahme als Material zu Antrag D 009. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Es liegt eine Wortmeldung zu Antrag D 009 von Karl-Heinz Wellmann aus dem 
Landesbezirk Baden-Württemberg mit der Delegiertennummer 267 vor. Karl-Heinz, du 
hast das Wort. 

KARL-HEINZ WELLMANN (Baden-Württemberg) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich plädiere dafür, dass ihr dem Antrag zustimmt, 
damit der Bildungsurlaub mindestens fünf Tage im Jahr beträgt und für alle Bundes-
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länder gleich ist. Warum? – Wie ihr wisst, komme ich aus Baden-Württemberg, aber 
ich bin nur ein „Reingeschmeckter“, denn ich komme eigentlich aus Nordrhein-
Westfalen. In Nordrhein-Westfalen hatte ich den Genuss, auch als Arbeiter unsere 
Bildungsstätten aufzusuchen, und zwar über einen Antrag auf Bildungsurlaub. Dieser 
Bildungsurlaub wurde von den Firmen bezahlt. Als ich vor 12 Jahren nach Baden-
Württemberg kam, wollte ich das weitermachen. Ich bin zum Betriebsrat gegangen 
und habe gefragt: „Wie sieht es aus? Ich will da gern hinfahren.“ Er sagte: “Mach das 
mal, aber du nimmst entweder unbezahlten Urlaub, oder du nimmst Urlaub.“ Ich 
fragte: „Wie bitte?“ Er sagte, in Baden-Württemberg gebe es das nicht. 

Wir sprechen von einem vereinten Europa, wobei wir noch nicht einmal in Deutschland 
eine vereinte Bildungspolitik haben. Deshalb muss ich ganz ehrlich sagen, dass daran 
noch gearbeitet werden muss. Wie sieht es denn in den anderen Bundesländern aus? 
Die Bundesländer, die Bildungsurlaub haben, sind ehemals von Rot geführte 
Bundesländer. In den Ländern, die schwarz regiert wurden, gibt es keinen Bildungs-
urlaub oder nur gekürzten Bildungsurlaub. Ich frage mich: Brauchen die in den 
schwarz geführten Bundesländern keine Bildung? – Ich weiß es nicht. Ich muss ehrlich 
sagen, es ist schwer, Vertrauensleute auf unsere Bildungsveranstaltung zu schicken, 
damit sie politisch und gewerkschaftlich gebildet werden, weil das Problem besteht, 
wie das bezahlt wird. Einige kann man dazu überreden, indem man sagt, wir regeln 
irgendetwas, aber für das Gros geht das nicht. 

Ich bitte euch: Unterstützt den Antrag, damit es weitergeht und damit wir in der 
Bundesrepublik in allen Bundesländern eine einheitliche Regelung für Bildungsurlaub 
für alle haben. Danke (Beifall) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Vielen Dank, Karl-Heinz. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Daher kommen 
wir zur Abstimmung über die Empfehlung der Antragskommission zu den Anträgen D 
009 und D 010. Wer dafür ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. – Dankeschön. 
Gegenstimmen? – keine. Enthaltungen? – ebenfalls keine. Damit ist der Empfehlung 
der Antragskommission einstimmig gefolgt worden.  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Wir kommen zu 

Antrag D 011 

Gewerkschaften an Schulen 

Der Antrag zielt darauf ab, die Schülerinnen und Schüler frühzeitig mit den Themen der 
Arbeitswelt zu befassen. Die Kultusministerkonferenzen der Länder haben sich 
ebenfalls mit der Thematik befasst. Hier lautet die Empfehlung der Antrags-
kommission: Annahme.  

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Zu diesem Antrag liegen keine Wortmeldungen vor. Deswegen treten wir direkt in die 
Abstimmung ein. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. – Danke. Gegenstimmen? – keine. Enthaltungen? – ebenfalls keine. 
Damit wurde der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt. 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Wir kommen zum Themengebiet Ausbildung. Dazu rufe ich auf 
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Antrag D 012 

Berufliche Bildung sichern, stärken und zukunftsfähig gestalten  

Der Antrag umfasst zahlreiche Forderderungen zur Stärkung des dualen Ausbildungs-
systems und wendet sich gegen eine Modualisierung und gegen andere destabili-
sierende Einflüsse, wie sie von einigen Akteuren im Berufsbildungsbereich gefordert 
werden. Unser Antrag bekräftigt unsere Position zur dualen Berufsaus-bildung. Daher 
lautet hier die Empfehlung der Antragskommission: Annahme.  

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Auch hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. – Dankeschön. Gegenstimmen? – keine. Enthaltungen? – ebenfalls 
keine. Damit wurde der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt. 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Wir kommen jetzt zu  

Antrag D 013 

Offensive Ausbildungsqualität 

Die Zielsetzung des Antrags ist darauf gerichtet, neben der qualitativen Betrachtung 
von Ausbildungsplätzen auch Regelungen im Bezug auf die Ausbildungsqualität in den 
Mittelpunkt zu rücken. Damit trägt der Antrag positiv zur Spezifizierung des Themas 
Ausbildung bei. Hier lautet die Empfehlung der Antragskommission: Annahme. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium)  

Auch hierzu liegen keine Wortmeldungen vor, so dass wir direkt in die Abstimmung 
eintreten. Wer für die Empfehlung der Antragskommission stimmen will, den bitte ich 
um das Kartenzeichen. – Gegenstimmen? – keine. Enthaltungen? – keine. Damit 
wurde der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt. 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Ich rufe auf: 

Antrag D 014 

Ausbildung bei der RAG im Saarland über 2009 hinaus 

Der Antragsteller fordert für ein einzelnes Unternehmen die Schaffung von Aus-
bildungsplätzen. An dieser Stelle muss ich auf die bereits ausführlich gegebene 
vorherige Erläuterung verweisen, dass der Kongress nur Grundsätze und keine 
spezifischen Forderungen bezüglich einzelner Unternehmen beschließt. Daher lautet 
die Empfehlung der Antragskommission: Ablehnung. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Hierzu liegt eine Wortmeldung des Kollegen Ron Rauen aus dem Landesbezirk 
Rheinland-Pfalz/Saarland, D309, vor. Er spricht als Antragsteller. (Beifall) 

RON RAUEN (Saarbrücken) 

Glück auf! Es wird euch sicherlich nicht überraschen, dass ich für den Antrag und 
gegen die Empfehlung der Antragskommission sprechen will oder muss; eher will. Ich 
halte es für ein falsches Zeichen, wenn die IG BCE einen Antrag, der sich für eine 
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vollständige Nutzung vorhandener Ausbildungskapazitäten einsetzt, ablehnt. (verein-
zelt Beifall) Ich will gerne zugeben, dass es strategisch nicht ganz sinnvoll war, den 
Antrag so formulieren, wie er jetzt vorliegt. Aber wegen Strategiefehlern den Inhalt 
abzulehnen, wäre ebenso wenig sinnvoll. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als JAV-Vorsitzender eines großen Ausbildungs-
betriebes treffe ich täglich junge Menschen, die nach ihrem Schulabschluss eine 
Berufausbildung beginnen wollen, aber keinen Ausbildungsplatz finden. Gleichzeitig 
erlebe ich, wie vorhandene Ausbildungsplatzkapazitäten, zum Beispiel in Unternehmen 
des Organisationsbereichs der IG BCE, nicht genutzt werden beziehungsweise nicht 
genutzt werden können, weil industriefeindliche Stimmung oder politische Rahmen-
bedingungen dieses verhindern. Auf genau diesen Skandal wollen wir mit unserem 
Antrag hinweisen. Die Lage auf dem Ausbildungsmarkt ist auch wegen der Krise 
wirklich dramatisch. Wir haben deutlich mehr Bewerber als angebotene Ausbildungs-
plätze. Nun können wir die Bewerberzahl nicht beeinflussen. Aber wir können tun, was 
alle neu gewählten gHV-Mitglieder schon eingefordert haben: Wir können in 
Ausbildung investieren.  

Deshalb möchte ich die Antragskommission bitten, ihre Empfehlung noch einmal zu 
überdenken. Vielleicht ist es ja möglich, den Antrag zur Annahme als Material an den 
Hauptvorstand zu empfehlen, damit dort die wichtigen Ziele noch einmal diskutiert 
werden können. Lehnt wegen strategischer Fehler nicht die richtigen Inhalte ab. - 
Vielen Dank und Glück auf! (Beifall – Michael Vassiliadis (Vorsitzender der IG BCE) 
spricht mit den Mitgliedern der Antragskommission) 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Einen Augenblick, bitte. – Die Antragskommission hat wieder das Wort. 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

So, liebe Leute, wir haben uns geeinigt und möchten euch vorschlagen, den Antrags-
text wie folgt zu fassen: 

„Der Hauptvorstand der IG BCE möge sich dafür einsetzen, dass die Ausbildungs-
platzkapazitäten über das Jahr 2009 hinaus im Bergbau erhalten bleiben.“ (Beifall) 

Jetzt noch die Empfehlung, damit wir abstimmen können. Die Empfehlung lautet: 
Annahme als Material an den Hauptvorstand. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Dann können wir über die Empfehlung 
der Antragskommission abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. 
– Danke schön. Gegenstimmen? – Eine Gegenstimme. Enthaltungen? – Eine. Bei einer 
Gegenstimme und einer Enthaltung wird der neuen Empfehlung der Antrags-
kommission gefolgt. (Beifall) 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Weiter geht es mit dem  

Antrag D 015 

Ausbilder vor Ort 

Dieser Antrag hat die Zielsetzung, dass die Freistellung und Weiterbildung ehren-
amtlicher Ausbilder durch Betriebsvereinbarungen abgesichert werden sollen. Hier 
lautet die Empfehlung der Antragskommission: Annahme. 
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DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor, so dass wir direkt in die Abstimmung eintreten 
können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Ebenfalls 
keine. Damit ist der Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt 
worden. 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Ich rufe dann auf: 

Antrag D 016 

Ausbildung 

Zielsetzung des Antrages ist es, die Bemühungen und Anstrengungen für mehr 
Ausbildungsplätze fortzusetzen. Hierzu lautet die Empfehlung der Antragskommis-
sion: Annahme. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Auch hierzu liegen keine Wortmeldungen vor, so dass wir direkt in die Abstimmung 
gehen können. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – 
Ebenfalls keine. Damit ist der Empfehlung der Antragskommission einstimmig 
gefolgt worden. 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Es folgt der 

Antrag D 017 

Antrag zur Änderung der Prüfungsordnung der IHK für die 
Industriemeisterprüfung Chemie/Mechanik/Elektro/Schutz und Sicherheit 

Der Antrag beschäftigt sich mit der Einschränkung der zugelassenen Hilfsmittel in 
Prüfungen in verschiedenen Fachwirt-, Betriebswirt- und Meisterfortbildungsberufen. 
Es handelt sich nicht um eine Änderung der Prüfungsordnung, sondern um eine Fest-
legung von sogenannten Landesfachausschüssen für die Gestaltung der Prüfungs-
aufgaben, die nicht paritätisch besetzt sind. Nach gewerkschaftlicher Rechtsauf-
fassung müssten nach BBiG die Berufsbildungsausschüsse der zuständigen Stellen 
für solche Verfahrensvorschriften zuständig sein. Zurzeit werden Klagemöglichkeiten 
geprüft. Daher lautet die Empfehlung der Antragskommission: Annahme als 
Material an den Hauptvorstand. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. Deswegen können wir in die Abstimmung 
gehen. Wer für die Empfehlung der Antragskommission ist, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Damit ist der 
Empfehlung der Antragskommission einstimmig gefolgt worden. 

SUNA AYDIN (Antragskommission)  

Es geht weiter mit dem 
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Antrag D 018 

Berufsbild für Werksfeuerwehrleute 

Der Antrag fordert die Schaffung eines Ausbildungsberufs zum Werksfeuerwehr-
mann/frau. Die diesbezügliche Rechtsverordnung wurde unter Beteiligung der IG BCE 
erarbeitet. Zwischenzeitlich ist dieses Antragsbegehren umgesetzt und im Juli 2009 
veröffentlicht. Damit empfiehlt die Antragskommission, ihre Beschlussempfehlung 
Annahme zu ändern in „erledigt durch Gesetzgebung“. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Ihr habt die Empfehlung der Antragskommission gehört. Es liegen keine Wort-
meldungen vor, so dass wir in die Abstimmung gehen können. Wer für die Empfehlung 
der Antragskommission ist, bitte ich um das Kartenzeichen. – Danke schön. Gegen-
stimmen? – Keine. – Enthaltungen? – Ebenfalls keine. Es ist doch schön, wenn sich 
manche Dinge erledigen lassen in der Zeit zwischen Antragstellung und Kongress. Das 
ist auch ein schöner Erfolg, den man auch mal betonen muss. (Beifall) 

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Kommen wir nun zum 

Antrag D 019 

„Anlauf zur Ausbildung“ 

Die Zielsetzung des Antrages ist darauf gerichtet, Maßnahmen zur Förderung von 
lernschwachen Jugendlichen im Berufsbildungsgesetz aufzunehmen. Daher lautet die 
Empfehlung der Antragskommission Annahme. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. Wir kommen gleich in die Abstimmung über 
die Empfehlung der Antragskommission. Ich bitte um euer Kartenzeichen, wer dafür 
ist. – Danke schön. Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Ebenfalls keine. Somit 
wurde einstimmig der Empfehlung der Antragskommission gefolgt.  

SUNA AYDIN (Antragskommission) 

Es folgt der 

Antrag D 020 

Chancen durch Ausbildung 

Mit dem Antrag wird das Ziel verfolgt, dass bei der Auswahl von Auszubildenden 
soziale Kriterien berücksichtigt werden und Regelungen zur Übernahme getroffen 
werden. Daher lautet die Empfehlung der Antragskommission Annahme. 

DR. BRIGITTE BAUHOFF (Präsidium) 

Auch hier gibt es keine Wortmeldungen, und wir kommen zur Abstimmung über die 
Empfehlung der Antragskommission. Wer dafür ist, bitte ich um das Kartenzeichen. – 
Danke. Gegenstimmen? – Zwei Gegenstimmen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit wurde bei zwei Gegenstimmen der Empfehlung der Antrags-
kommission gefolgt. 

SUNA AYDIN (Antragskommission)  
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